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Neuer Mut  
für den euro-
päischen Traum

Die Sorge über die aktuelle Entwicklung 
treibt uns alle um, das hat auch der Ver-

lauf des Bundeskongresses vom 26./27. No-
vember in Berlin gezeigt. Die Krise tauchte 
in den allermeisten Wort- und Diskussions-
beiträgen auf. Sie begleitet uns schon seit 
drei Jahren in unseren Veranstaltungen, 
fast täglich in den Nachrichten und sie wird 
das wohl auch noch eine ganze Weile tun. 
Aus unserer Sicht wird die spannende Frage 
sein, ob es Wege aus der Krise gibt, die den 
europäischen Föderalismus einen Schritt, 
vielleicht sogar einen großen Schritt vor-
anbringen oder ob wir in der europäischen 
Entwicklung zurückgeworfen werden. Die 
jüngsten Beschlüsse scheinen dies mög-
lich zu machen. So oder so wird eine starke 
Europa-Union gebraucht werden, um dazu 
beizutragen, dass in Deutschland europa-
politisch Kurs gehalten wird. Es geht nicht 
mehr „nur“ darum, die Vereinigung Europas 
zu vollenden. Wir werden uns sehr anstren-
gen müssen, überhaupt den erreichten In-
tegrationsstand Europas zu bewahren. Viel-
leicht wird das die zentrale Aufgabe unserer 
Generation sein.

  Nach einem verheerenden Zweiten Welt-
krieg haben wir mit der Gründung der Eu-
ropäischen Union die allerwichtigste Lehre 
aus der Geschichte Europas gezogen: Die 
Achtung der Würde jedes einzelnen Men-
schen, die Bewahrung der erworbenen Frei-
heit, des Friedens und der Demokratie, die 
Geltung des Rechts sind für uns auch heute 
Antriebskraft der europäischen Einigung. 
Europa ist mehr als eine Wirtschaftsge-
meinschaft, es ist vor allem eine Wertege-
meinschaft. Leider ist dies in der Fülle der 
täglich sich erneuernden Tagesaktualität 
allzu lange allzu oft in den Hintergrund ge-
treten – ja, es besteht die Gefahr, dass dieser 
„Urgrund“ der Europäischen Einigung im öf-

fentlichen Bewusstsein verloren geht. Rufe, 
Europa sei bürgerfern, zu teuer und büro-
kratisch, ja geradezu „delegitimiert“ und be-
dürfe einer neuen „Vision“, sind besonders 
in Zeiten krisenhafter Entwicklungen an der 
Tagesordnung.

  Und wir stecken in einer Krise! Wieder 
einmal! Aber es ist nicht die Krise Europas! 
Schaut man genauer, sind es die Krisen der 
nationalen Politiken, die Krisen, in die Egois-
men, die Verschuldung der Nationalstaaten 
und der Glaube führen, ein Land könnte auf 
Kosten anderer dauerhaft Boden gewinnen 
auf einem Kontinent, der gegenüber ande-
ren Wirtschaftsräumen in Zeiten der Glo-
balisierung aber als Ganzes wettbewerbs-
fähig bleiben muss. Das sind Wettrennen 
in Sackgassen – politisch, wirtschaftlich, 
historisch.

  Es würde den Rahmen sprengen, in der 
Breite auf die aktuellen Probleme einzuge-
hen. Deshalb nur zwei kurze Gedanken:

  Die Regeln für Finanztransaktionen, 
deren weltweites Laissez-Faire auch Eu-
ropa im Gefolge der Lehman-Pleite in 
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Mitleidenschaft gezogen hat, bedürfen 
europäischer Einheitlichkeit. Die Mitte 
dieses Kontinents hat eine lange Tradi-
tion solider Industrie, ehrbaren Handels 
und kundenorientierter Dienstleistung, 
aus denen jeweils beide Partner eines Ge-
schäfts nachhaltige Vorteile verbuchen 
konnten – es muss zum Markenzeichen 
Europas in der Welt werden.

  Und: In der jüngeren Geschichte der EU 
gibt es keinen Staat, der sich nicht am Grund-
satz solider Staatsfinanzen versündigt hätte 

– in der einen oder anderen Form. Wir haben 
keine Krise des Euro, sondern der Haushalte 
der ihn tragenden Staaten: Nur wenn wir zu 
soliden Regeln für alle finden, die von allen 
eingehalten werden, die die „Großen“ nicht 
bevorteilen und die die Schwachen nicht 
zurücklassen, wird die bisherige Erfolgsge-
schichte des Euro Fortsetzung finden. 

Mut zu notwendigen Schritten 
finden

  Die Isländer haben gemerkt, dass sich 
der Unterschied zwischen Island und Irland 
nicht nur auf einen Buchstaben beschränkt, 
sondern die EU – Irland drin, Island draußen 

– und der Euro – Irland drin, Island drau-
ßen – in der Krise Halt geben. Dieses Europa 
hat immer gerade in Zeiten von Krisen die 
Kraft gehabt, den Mut zu den notwendigen 
Schritten zu finden. Und auch, wenn dieser 
Prozess als zu zäh und zu langsam empfun-
den wird: Es ist die gute Nachricht!

  Viel schwieriger ist, dass von Krise zu Kri-
se die Rufe der allgemeinen Europakritiker 
lauter zu werden scheinen. Leider führen sie 
nichts Gutes im Schilde, sondern zielen auf 
die Menschen, die sich berechtigt Sorgen 
machen, als Resonanzboden ihrer Interessen 

– als Quotenjäger im Medienwettbewerb, als 
populistische Wahlkämpfer oder als aufla-
geheischende Buchautoren in Talkshows. 
Bedauerlicherweise hört man auch immer 
mehr Rufe eigentlich pro-europäischer Ak-
teure nach einer neuen Vision Europa. Sie 
werden dadurch nicht richtiger.

Lehren ziehen  
aus der Vergangenheit

  Unser Sommerurlaub 2011 war geprägt 
von der Einlösung eines Geschenks mei-

nes Freundeskreises zu meinem zurücklie-
genden runden Geburtstag. Die Fahrt mit 
dem „Narrowboat“ durch das Herz von Eng-
land war die Erfüllung eines alten Studen-
tentraumes. Die Anfahrt, mit zwei 14- und 
einem 11-J   ährigen, gestalteten wir über 
die Schlachtfelder von Verdun des Ersten 
Weltkrieges und die Räumlichkeiten in Lon-
don, in denen Churchills Kriegskabinett im 
Zweiten Weltkrieg Schutz suchte; auch auf 
der „Belfast“ machten wir Station. Wieviel 
dabei bei den Kindern „hängen“ blieb, wird 
die Zukunft weisen. Jedenfalls war es auch 
für uns drei Erwachsene – alle Nachkriegs-
jahrgänge – eine Reise in die nicht selbst 
erlebte Vergangenheit.

  Keine neue Vision wird uns von der Ar-
beit entheben, über den „Urgrund“ genann-
ten Gründungskonsens der Europäischen 
Union mit nachfolgenden Generationen zu 
sprechen. Nicht im Sinne von Schuld an Ge-
schehenem, sondern im Sinne von Verant-
wortung für die Zukunft. Vor allem auch in 
Zeiten, in denen es Mode geworden zu sein 
scheint, schlecht über die Demokratie zu re-
den. Wir sollten darüber sprechen, dass es 
keine Beispiele in der jüngeren Geschichte 
gibt, in denen Demokratien gegeneinander 
Kriege führen. Das ist die tiefere Begrün-
dung für den Satz von Jean-Claude Juncker: 
„Wer an Europa zweifelt, wer an Europa ver-
zweifelt, der soll auf einen Soldatenfriedhof 
gehen.“ Und sie ist eine Begründung, an 
der wir uns weiter abarbeiten müssen. Bei 
Alt und Jung. Das bleibt schwierig und wird 
schwieriger, je mehr Krieg, Not und Vertrei-
bung aus dem kollektiven Gedächtnis des 
persönlich Erlebten in einer Gesellschaft 
verschwindet.

  Umso mehr wird es in Ermangelung einer 
wirklich neuen Vision von und für Europa, 
die über rein wirtschaftliche Interessen 
hinausgeht, wichtig sein, auch neue Wege 
und neue Inhalte des Gesprächs gerade mit 
den Nachkriegsgenerationen zu finden.

  Kurz gesagt: Wir müssen das Eine tun 
und dürfen das Andere nicht lassen! Das 
Bewusstsein wach zu halten, woher wir 
kommen, bleibt wichtig, greift aber vor al-
lem für die ganz Jungen vielleicht zu kurz. 
Deshalb ist es für mich wichtig, grenz-
überschreitende Begegnungen auch ganz 
gezielt mit Inhalten zu füllen. Ich komme 
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aus der kommunalen Politik und weiß, wie 
reflexbehaftet die Forderung nach einer 
„Politisierung“ ist. Ich möchte sie trotzdem 
erheben, ziele dabei aber nicht auf eine 
Parteipolitisierung.

Wir brauchen die Menschen!

  Die Menschen machen den Unterschied. 
Natürlich: Die Menschen als Bundeskanzler 
und Bürgermeister, als gewählte Vertreter 
aller Ebenen, in Ministerien und Kommu-
nalverwaltungen. Vor allem aber: Die Eu-
ropäische Einigung leisten die Bürgerinnen 
und Bürger, denn Europa muss von ihnen 
gewollt und gelebt werden.

  Lassen Sie uns deshalb – und das mei-
ne ich mit „Politisierung“ – bei Begeg-
nungen von Kommunalpolitikern über 
Fragen, Antworten, Zuständigkeiten und 
Finanzierung im jeweiligen Land zu The-
men der Infrastruktur sprechen, bei Be-
gegnungen junger Menschen über ihre 
Lebenswirklichkeiten in Schule und be-
ruflicher Ausbildung und in der mittleren 
Generation über die unterschiedlichen 
nationalen Entwürfe zu Fragen rund um 
Arbeitslosigkeit, Gesundheit und Alter; 
mit Gästen sollten wir durchaus auch be-
sprechen, warum die Unterstützung der 
Europäischen Union und des Euro in den 
Mitgliedsländern so unterschiedlich ist. 
Weil auch die Europäische „Res Publica“ 
den politischen Menschen, den „homo 
politicus“ braucht. Und jeder an seinem 
Platz einen wichtigen Beitrag leisten 
kann. Das vielleicht sinkende Interesse an 
der Vergangenheit und das schwinden-
de Bewusstsein über den „Urgrund“ der 

Der neue EUD-Präsident Rainer Wieland stammt 
aus der Region Stuttgart und ist seit 2009 
Vizepräsident des Europäischen Parlaments.		
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müssen die Bürgerinnen und Bürger ak-
tiv für Europa gewinnen. Das war, ist und 
bleibt eine der wichtigsten Antriebsfedern 
und Anliegen, eine der vornehmsten Auf-
gaben der Europa-Union Deutschland. Wir 
müssen den europäischen Gedanken, der 
in erster Linie ein Freiheits- und ein Frie-
densgedanke ist, in die öffentlichen De-
batten tragen.

Was ist die europäische Idee  
für das 21. Jahrhundert? 

  Das ist die Leitfrage unserer 2012 ab-
zuschließenden Grundsatzdebatte. Wenn 
wir eine überzeugende Antwort auf diese 
Frage finden, geben wir gerade in der Krise 
einen enorm wichtigen Impuls. So haben 
wir als Bürgervereinigung überzeugter Eu-
ropäer eine einmalige Chance. Wir können 
neue Ideen in die Politik geben, so dass 
man später einmal mit Fug und Recht wird 
sagen können: Die Europa-Union Deutsch-
land hat in der großen europäischen Krise 
Kurs gehalten, sie hat Orientierung gege-
ben, sie hat auf der Grundlage bleibender 
europäischer Überzeugungen neue Leit-
motive für die Integration in die öffentli-
chen Debatten gebracht.

Rainer Wieland MdEP
Präsident der Europa-Union Deutschland
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europäischen Integration darf uns nicht 
in die Sprachlosigkeit zu Themen der 
Gegenwart und der Zukunft führen. Die 
Gegenwart bleibt nämlich spannend und 
die Zukunft – für manchen vielleicht kein 
Trost – erst recht.

  Nur wenn wir uns darum kümmern, 
schaffen wir, wie Robert Schuman es for-
derte, „konkrete Tatsachen“, die Europa 
entstehen, neu begründen, weiter wach-
sen lassen. 

  Die Notwendigkeit, angesichts der aktu-
ellen Herausforderungen auf die Europäi-
sche Integration zu pochen, ist nicht nur 
in Bezug auf die Haltung der Deutschen 
wichtig. Die Selbstbindung des deutschen 
Gulliver war eine Grundvoraussetzung für 
das Gelingen der europäischen Einigung 
und sie ist es noch. In der aktuellen Kri-
se, in der von Deutschland von manchem 
Partner – und zu Recht – Führung erwar-
tet wird, muss sich Gulliver bewegen, und 
seine Nachbarn schauen nun mit Argwohn 
auf den Riesen.

Handlungsfähigkeit  
durch Gemeinschaftsmethode

  Europa muss schnell zur Gemein-
schaftsmethode zurückfinden. Denn die 
intergouvernementale Methode konnte 
nur so lange funktionieren, wie die Staa-
ten formal gleichberechtigt von ihrem 
Vetorecht Gebrauch machen konnten. 
Diejenigen, die nun finanzielle Hilfen 
in Anspruch nehmen müssen, um den 
Staatsbankrott abzuwenden, verfügen 
aber faktisch nicht mehr über ihre volle 
Souveränität und können sich gegenüber 
jenen, von denen sie Hilfe bei der Wie-
derherstellung ihrer Handlungsfähigkeit 
erwarten, nicht mehr in die Position eines 
potenziellen Vetospielers bewegen, auch 
wenn diese Hilfe in deren Interesse liegt. 
Wo nationale Souveränität nicht mehr 
funktioniert, kann nur über die Gemein-
schaftsmethode politische Handlungsfä-
higkeit und ein Stück Würde zurück ge-
wonnen werden.

  Europa bedeutet auch – und das sollte 
gerade aus deutscher Sicht und besonders 
im Zeitalter der Globalisierung wichtig 
sein – durch partiellen Souveränitätsver-

zicht gemeinsam Gestaltungsmacht auf 
der supranationalen Ebene zu gewinnen. 
Vielen Bürgern, vor allem jüngeren Men-
schen, ist gar nicht bewusst, wie viel von 
dem, was sie in ihrem Alltag als positiv er-
leben, der europäischen Einigung zu ver-
danken ist. Hier haben wir europäische Fö-
deralisten eine konkrete Aufgabe. Es muss 
uns alarmieren, wenn es zunehmend Ent-
scheidungsträger in unserer Gesellschaft 
gibt, die sich von Europa abwenden. Es 
gab früher einen großen Konsens über die 
europäische Einigung. Das ist heute nicht 
mehr so. Wir müssen das Bewusstsein für 
das in Europa Erreichte wieder schärfen. 
Mit unserer Grundsatzdebatte, mit den 
Vorbereitungen für das Düsseldorfer Pro-
gramm, leisten wir dazu einen bedeuten-
den Beitrag. Denn es fehlt in Deutschland 
inzwischen an einer Idee, warum wir Euro-
pa heute brauchen und wohin wir morgen 
mit ihm gehen.

  Mehr denn je kommt der Europa-Union 
die Aufgabe zu, den europäischen Gedan-
ken am Leben zu erhalten und ihm neue 
Wirkmächtigkeit zu verleihen. Wir müssen 
hinausgehen, mit den Menschen sprechen 
und ihnen erklären, dass jede Krise auch 
Chancen birgt, sie aber nur der nutzen 
kann, der mit Mut, Übersicht und Bedacht 
an die Sache herangeht. Mehr noch: Wir 

Stabwechsel an der Spitze der Europa-Union: Der neue Präsident (l.) mit dem scheidenden Präsidenten 
Peter Altmaier MdB (2. v. r.) und Vizepräsident Thomas Mann MdEP (M.) sowie Delegierten aus Bayern 
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Bundestag fordert Beteiligung beim Fiskalpolitischen Pakt
Interview mit dem Bundestags-Rechtsexperten Patrick Sensburg 

Kaczmarek:  Beim Dezember-Gipfel wurde entschieden, dass 26 
EU-Staaten (aktuell 25 – d. R.) einen intergouvernementalen Vertrag, 
den Fiskalpolitischen Pakt, neben den EU-Verträgen abschließen 
wollen. In welcher Art und Weise wird dieser Vertrag in Bundestag 
und Bundesrat ratifiziert?

Sensburg:  Das genaue Vorgehen kommt auf den Ablauf der Dis-
kussionen und die inhaltliche Ausgestaltung des Vertrages an. Ich 
gehe davon aus, dass der Beitritt zum Fiskalpolitischen Pakt wie ein 
ganz normaler völkerrechtlicher Vertrag ratifiziert wird, also nicht 
EU-Recht. Ich sehe eine Parallele zum Schengen-Vertrag. Ein sol-
cher völkerrechtlicher Vertrag müsste in Bundestag und Bundesrat 
beschlossen werden.  

  Der Ablauf könnte so aussehen: Das internationale Übereinkom-
men wird dem Bundestag in den zuständigen Gremien vorgestellt. 
Dann wird er im Bundestag – nachdem der Vertragstext erst in den 
Ausschüssen und dann im Plenum diskutiert wurde – als völker-
rechtlicher Vertrag gemäß Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes 
beschlossen. Schließlich wird das Übereinkommen unterzeichnet 
und – so das erklärte Ziel – in den Unionsverträgen aufgenommen.

Kaczmarek:  Wird der Bundestag auch bei der Ausgestaltung die-
ses zwischen den Regierungen ausgehandelten intergouvernemen-
talen Vertrages beteiligt?

Sensburg:  Ich gehe davon aus, dass der Bundestag frühzeitig 
beteiligt wird und mitreden kann. In unserem Antrag bezüglich der 
Mitwirkungsrechte des Bundestages in Angelegenheiten der Europä-
ischen Union (17-C-201) weisen wir explizit darauf hin, dass die Bun-
desregierung auch bei intergouvernementalen Prozessen in einem 
ganz engen Kontakt mit dem deutschen Parlament arbeiten und den 
Bundestag frühzeitig und umfangreich informieren muss. Das ist uns 
sehr wichtig. Die Beteiligung des Bundestages bei der Auseinander-
setzung mit dem Fiskalpolitischen Pakt wird der erste Test dafür. 

Kaczmarek:  Wie ist es möglich, dass sich 26 Mitgliedstaaten Re-
geln geben wollen, die explizit anders ausgestaltet sind als in den 
EU-Verträgen der 27 Länder? Ich denke dabei vor allem an die Um-
kehrung der qualifizierten Mehrheit, um Sanktionen bei Verstößen 
gegen die Stabilitätskriterien zu beschließen.

Sensburg:  Es gibt tatsächlich Europarechtler und Völkerrecht-
ler, die sagen, dass das nicht möglich ist, weil das EU-Recht als 
höherrangiges Recht Vorrang hat. Sie argumentieren, dass so ein 
neues Vertragswerk auf eine Kollision zwischen dem EU-Recht 
und dem Völkerrecht hinausläuft. Damit wäre diese separate Ver-
einbarung nicht verbindlich. Wenn also ein Staat sagen würde: 

‚Ich halte mich nicht an den Fiskalpolitischen Pakt‘, dann verstößt 
er zwar gegen den neuen völkerrechtlichen Vertrag, verhält sich 
aber europarechtskonform.

Völkerrecht schwer durchsetzbar

Kaczmarek:  Bringt dann dieser separate EU-26-Vertrag über-
haupt etwas?

Sensburg:  Ich denke schon. Völkerrecht, und dazu gehört übrigens 
auch das Europarecht als besonderes Völkerrecht, lebt davon, dass 
die Vertragsparteien es akzeptieren und sich daran halten. Es gibt al-
lerdings wenige Sanktionen, um Völkerrecht durchzusetzen.  Nehmen 
wir die von Ihnen genannte Situation der qualifizierten Mehrheit. Je 
nach Vertrag gilt diese Mehrheit zur Bejahung oder zur Ablehnung 
von Sanktionen bei Verstößen gegen die Stabilitätskriterien. Wenn 
sich die unterzeichnenden Parteien an die verschärften Kriterien hal-
ten, ist alles gut. Wenn aber ein Vertragspartner entscheiden sollte, 
er akzeptiert die neuen Stabilitätsregeln nicht mehr, dann wird man 
ihm keinen Bruch des EU-Rechts anlasten können. Ein solcher Staat 
bricht aber einen gemeinsam vereinbarten Konsens. 

Kaczmarek:  Das Gemeinschaftsrecht, also das EU-Recht, hat 
Vorrang vor Völkerrecht. Wieso wählen die 26 Regierungschefs 
nicht den einfacheren und rechtlich sauberen Weg der persönlichen 
Selbstverpflichtung der Regierungschefs untereinander, so wie sie 
es bereits beim Euro-Plus-Pakt praktiziert haben? 

Sensburg:  Ein Vertrag hat höhere Strahlkraft und führt im Gegen-
satz zum Euro-Plus-Pakt zu einer verbindlichen Regelung. Das Ziel 
ist, möglichst viel in den EU-Verträgen festzuschreiben. Das ist aber 
in diesem Fall nicht so einfach, sonst wäre man diesen Weg gegan-
gen. Der Weg über Protokoll 12 – wie es von der Kommission angeregt 
wurde - wäre für mich kein gangbarer Weg. Beim Fiskalpolitischen 
Pakt sehe ich aber kein Problem der juristischen Kollision mit EU-
Recht, sondern ein Problem seiner Durchsetzbarkeit. 

  Aufgrund der Dringlichkeit der Probleme suchen die EU-Länder 
eine Lösung ohne derzeitige umfangreiche Änderung der EU-Ver-
träge. Es wird verschiedene Lösungsebenen geben, zum einen die 
Vereinbarung der 26 Mitgliedstaaten. Der dort erzielte Konsens wäre 
zugleich ein richtiger Schritt für mehr Stabilität in der Währungsuni-
on. Der separate Vertrag wäre aber schwer durchsetzbar, da ein Eu-
ropäischer Gerichtshof nicht über die Einhaltung der Vereinbarung 
urteilen könnte. Der Gerichtshof müsste schließlich die Kollision mit 
den Verträgen beachten. Langfristig könnte man versuchen, diesen 
zwischen den 26 EU-Ländern erzielten Konsens nach und nach in die 
EU-Verträge einzubauen.

Patrick Sensburg ist seit 2009 Mitglied des Deutschen Bundestages und dort Mitglied im Rechtsausschuss und  
Vorsitzender des Unterausschusses Europarecht.
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Kollision mit EU-Recht prüfen

Kaczmarek:  Besteht nicht die Gefahr, dass Großbritannien gegen 
einen solchen Sondervertrag Klage vor dem Europäischen Gerichts-
hof erhebt?

Sensburg:  Ich sehe kein Klagerecht für Großbritannien. Es 
könnte theoretisch ein Vertragsverletzungsverfahren anstren-
gen, aber wo werden die EU-Verträge verletzt? Im Sonderüber-
einkommen werden doch höhere Hürden akzeptiert und schon 
gar nicht zu Lasten Großbritanniens. Großbritannien muss hier 
auch kein Verfahren gegen sich befürchten, weil es nicht in der 
Währungsunion ist. 

Kaczmarek:  Die Kommission hat bereits angekündigt, dass sie je-
den Sondervertrag sehr kritisch sieht. Befürchten Sie ein juristisches 
Vorgehen der Kommission gegen den Fiskalpolitischen Pakt?

Sensburg:  Die Europäische Kommission ist die Hüterin der 
Verträge. Es ist ihre Aufgabe, diese Vereinbarung kritisch zu 
begleiten. Sie muss schauen, ob der neue Vertrag mit den EU-
Verträgen kollidiert. Meiner Ansicht nach widerspricht der neue 
Vertrag nicht den Intentionen der EU-Verträge, sondern ver-
stärkt diese. Auch Schengen ging über die EU-Verträge hinaus, 
widersprach dem EU-Recht aber nicht. Anders wäre es, wenn 
die 17 Euro-Länder einen Vertrag vereinbaren würden, in dem 
sie vereinbaren, dass sie die Maastricht-Kriterien nicht mehr 

einhalten wollen. Das würde gegen EU-Recht verstoßen. Doch 
es ist genau das Gegenteil geplant. 

Kaczmarek:  Besteht die Gefahr, dass die geplanten verschärf-
ten Stabilitätskriterien während der Verhandlungen zum Fiskalpo-
litischen Pakt wieder verwässert werden, um mögliche juristische 
Konflikte zu vermeiden?
 
Sensburg:  Ich hoffe, das passiert nicht. Das übergeordnete 
Ziel lautet: Die Mitgliedstaaten müssen ihre Haushalte konso-
lidieren, ihre Verschuldung begrenzen und den Euro stabilisie-
ren. Wenn das Ziel von allen Beteiligten gewollt ist, werden sich 
auch juristische Lösungen im Konsens finden. Daher ist die Re-
gelung eines nebenstehenden Vertragswerkes praktikabel. Die 
Anpassung der EU-Verträge in Richtung einer Fiskalunion wäre 
natürlich wünschenswert, aber wir müssen die Zeitfrage beach-
ten. Wir brauchen jetzt Instrumente, um den Euro zu stabilisie-
ren. Die Märkte warten nicht. 

Michael Kaczmarek 
Redakteur von  
EurActiv.de
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Aus dem
Bundesverband

Mit dem Satz: „Wir wollen, dass Eu-
ropa am Ende dieser Krise stärker 

dasteht als vor ihrem Beginn!“ eröffnete 
Peter Altmaier MdB den 57. Bundeskon-
gress der Europa-Union Deutschland 
und kündigte mit seinen einleitenden 
Worten sogleich wichtige Entscheidun-
gen inhaltlicher wie personeller Art an. Er 
zeigte sich zufrieden, dass das politische 

Interesse an Europa wieder spürbar zu-
genommen habe. Er konnte daher auch 
zahlreiche Ehrengäste, darunter Europa-
abgeordnete, Bundestagsmitglieder und 
Vertreter aus Landtagen, aber auch Bür-
germeister und Stadtverordnete sowie 
Angehörige des diplomatischen Korps 
willkommen heißen. Der Verband sei in 
einer guten Verfassung. Die politischen 

Diskussionen und personellen Entschei-
dungen würden sicherlich fruchtbar sein 
für die künftige Arbeit des Verbandes.

  Staatssekretärin Monika Helbig, Be-
vollmächtigte des Landes Berlin beim 
Bund und Europabeauftragte, und auch 
Vorsitzende der Europaministerkonferenz, 
überbrachte die Grüße des Regierenden 

B ü r g e r m e i s t e r s 
Klaus Wowereit und 
äußerte sich erfreut 
darüber, dass die 
Europa-Union Ber-
lin als Standort für 
ihre Tagung aus-
gewählt habe. „Mit 
mehr Europa aus 
der Krise“ sei ein 
gewagtes Motto, 
wo doch in allen 
Medien bereits vom 
Verfall der Eurozone 
und auch der EU zu 
hören und lesen sei. 
Ihre Sorge sei, dass 

am Ende der Krise weniger statt mehr Eu-
ropa stehe. Eine wichtige zu bewältigen-
de Aufgabe sei neben der Eurokrise, die 
Vertrauenskrise bei den Bürgerinnen und 
Bürgern zu bewältigen. Mehr Bürgerbe-
teiligung sei daher gefragt.

  Für den gastgebenden Landesverband 
Berlin hieß dessen Vorsitzende Dr. Sylvia-

Yvonne Kaufmann 
die Delegierten und 
Gäste aus allen Tei-
len Deutschlands 
herzlich in der Bun-
deshauptstadt will-
kommen. Europa 
erlebe gegenwärtig 
einen Stresstest, 
wie es ihn seit Be-
stehen noch nie 
gegeben habe. Das 
europäische Eini-
gungswerk sei noch 
nie so gefährdet ge-

wesen. Daher sei es die zentrale Aufgabe 
der Europa-Union, Aufklärungsarbeit im 
Hinblick auf Europamüdigkeit und -skep-
tizismus zu betreiben.

  Polen sei lange Zeit als ein Problemfall 
etikettiert gewesen. Nun komme er als 
ein Teil der europäischen Lösung! In An-
lehnung an diese Worte des polnischen 
Ministerpräsidenten Donald Tusk vier 
Jahre zuvor in Berlin begrüßte Dr. Marek 
Prawda, Botschafter der Republik Polen, 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 

Kongresses zu Beginn seiner Ansprache. 
Sein Ministerpräsident habe immer die 
Meinung vertreten, dass mit mehr Euro-
pa in Polen die Anerkennung von selbst 
kommen werde. Mit mehr Europa sei 
man zu einem neuen Polen gekommen. 

Mit mehr Europa aus der Krise
Polnischer Botschafter setzt zum Auftakt des 57. Bundeskongresses  

in Berlin wichtige Akzente

Staatssekretärin Monika Helbig richtet für das Land Berlin ein Grußwort  
an die Delegierten.

Peter Altmaier MdB eröffnet letztmals als Präsident einen Bundeskongress 
der Europa-Union.			   Alle Bilder: Tim Hoesmann 

Landesvorsitzende Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann 
heißt für die Europa-Union Berlin die Kongressteil-
nehmer willkommen.

Botschafter Dr. Marek Prawda trägt mit seiner 
tiefgehenden Ansprache zu einem gelungenen 
Kongressauftakt bei.
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sionspolitik könne noch Wachstum generie-
ren, z. B. um strukturelle Veränderungen auf 
dem Arbeitsmarkt zu erzwingen.

  Polen sei zwar nicht Mitglied der Euro-
zone, der Euro sei aber von vitalem Inter-
esse für Polen! Der Weg sei hier das Ziel. 
„Alles, was wir machen müssen, um der 
Eurozone beitreten zu können, ist ohnehin 
nötig“, so Botschafter Prawda weiter. Polen 
habe sich deshalb dem Europlus-Pakt an-
geschlossen, einem Maßnahmenpaket um 
„eurozonenfähig“ zu werden. Der Botschaf-
ter wies darauf hin, dass Polen die Maas-
tricht-Kriterien zur Staatsverschuldung 
erfülle. Schon vor etlichen Jahren wurde 
eine Schuldenbremse in die Verfassung 
aufgenommen. „Bei 60 Prozent Jahresde-
fizit wird der Finanzminister guillotiniert!“ 
meinte Prawda scherzhaft und dennoch in 
der Sache glaubhaft ernst.
 
  Für Polen sei Europa ein Freiheitsprojekt! 
Die friedliche Revolution von 1989 sollte 
wieder stärker ins Gespräch gebracht wer-
den. Damit könne sie ein Impuls werden 
für die Debatte, warum Europa wichtig ist. 
„Nicht nur Öl oder Gas haben die Eigen-
schaft, die Menschen zusammen zu halten. 
Das sind nicht die Elemente, die ausreichen, 
eine politische Union zu begründen, und es 
sind nicht die Elemente, die die europäischen 

Das spräche für Europa! Das polnische 
Selbstverständnis sei nicht mehr aus 
den Erfahrungen von Fremdbestimmung 
und Widerstand geprägt, sondern basie-
re verstärkt auf den letzten 22 Jahren, 
die eher durch ein nachbarschaftliches 
Miteinander geprägt waren. Heute sei in 
Polen mit anti-europäischer Stimmung 
keine Politik mehr zu machen!

  Europa habe die wichtige Entdeckung 
gemacht, dass die Welt nicht nur aus Ost 
und West, sondern auch aus Nord und Süd 
bestehe. Es solle nicht eine Stigmatisierung 
durch die andere ersetzt werden, aber der 
Osten sollte nicht für alles Übel herhalten 
müssen. Es sei gut für ein Land im Osten, 
wenn seine periphere Lage nicht zementiert 
werde und die Rolle nicht nur aus der De-
fensive gefunden werden müsse, betonte 
Botschafter Prawda. Polen wolle als mit-
telgroßes Land aktiv die EU mitgestalten – 
Initiativkraft beispielsweise in der östlichen 
Partnerschaft und in der gemeinsamen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik sein.

  „Mit mehr Europa aus der Krise“ könne 
auch der Leitspruch der polnischen Rats-
präsidentschaft sein. Diese Präsidentschaft 
wurde in einer Zeit übernommen, in der vie-
le Menschen sich fragten, ob Europa noch 
eine Antwort oder nur noch ein Problem 
sei. „Wir haben in Europa wichtige Antwor-
ten gefunden und beteiligen uns auch an 
Gesprächen über den Tag hinaus. Sicher-
heit, Offenheit und Wachstum sind die drei 
zentralen Themen der Ratspräsidentschaft. 
Für Optimisten ist Europa ein Projekt, das 
zu groß ist, um zu scheitern, wogegen die 
Pessimisten sagen, es ist zu groß, um zu ge-
lingen“, kommentierte Prawda weiter.

  Alle Ambitionen würden scheitern, wenn 
die EU ihre wirtschaftliche Entwicklung 
nicht in Ordnung bringe. Der Binnenmarkt 
müsse effizienter werden. Der digitale Markt, 
E-Commerce und Abbau von Marktbarrie-
ren für Dienstleistungen müssten verstärkt 
umgesetzt werden. Der mehrjährige Finanz-
rahmen müsse reformiert werden und sollte 
als Investitions- und Wachstumsinstrument 
verstanden werden. Wichtig dabei sei der 
Einbezug von nationalen Parlamenten, denn 
dort wisse man besser, wie und wo euro-
päische Gelder verwendet werden sollten 
und wo gespart werden könne. Auch Kohä-

Seelen beflügeln. Dafür sind gemeinsame 
Werte wichtig. Europa bedeutet, dass wir 
während der friedlichen Revolution an ei-
nem Strang ziehen mussten.” Der Freiheits-
begriff verbinde die Europäer, so Prawda. 

  Polen habe sehr viel Solidarität durch 
Europa erfahren und sich durch die Mit-
gliedschaft sehr verändert, genau wie die 
deutsch-polnischen Beziehungen. Heute 
würden die Beziehungen immer mehr von 
der Kooperation auf der internationalen 
Bühne abgeleitet. Die Geschichte werde 
immer wichtig bleiben, aber zwischen bei-
den entstehe ein Raum, den man selbst 
gestalten könne. 

  Momentan gebe es eine deutsch-polni-
sche Zusammenarbeit in Europa, die man 
nun versuche, punktuell in eine Zusammen-
arbeit für Europa zu verwandeln. Botschaf-
ter Prawda schloss mit den Worten: „Was 
können wir noch ändern? Es wäre hilfreich, 
wenn die Polen nicht jede Woche überprü-
fen, ob die Deutschen ein gutes Gedächtnis 
haben, und die Deutschen verstehen, dass 
die Polen nicht nur Traumata, sondern auch 
Ansichten haben.“

  Langer stehender Beifall aller Delegierten 
und Gäste schloss sich den Ausführungen 
des polnischen Botschafters an.	 

Stehende Ovationen für die grandiose Rede des polnischen Botschafters
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War der erste Kongresstag von Anspra-
chen, Ehrungen und der Diskussion in 

den Arbeitsgruppen geprägt, so beschäftig-
ten sich die rund 200 Delegierten aus 16 Lan-
desverbänden am zweiten Kongresstag aus-
schließlich mit der politischen und verbands-
politischen Ausrichtung des Verbandes.

  Knapp 20 Anträge umfasste das An-
tragspaket, die – systematisch vorbereitet 
von der Antragskommission – von den De-
legierten beraten wurden und größtenteils 
in Beschlüsse mündeten, allen voran der 
Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm 
der Europa-Union (s. a. Seiten 10 / 11). In-
haltlich befassen sich die weiteren Kon-
gressbeschlüsse mit der Finanzkrise, der 
EU-Finanzierung, der Agenda EU 2020 und 
Bildungspolitik, einer europäischen Wer-
tegemeinschaft, Minderheitenpolitik, dem 
Schengener Abkommen, Europäischen 
Streitkräften, einer stärkeren europäischen 
Ausrichtung des öffentlich-rechtlichen 
Fernsehens, Betriebsrenten, dem Europäi-
schen Jahr 2012 für aktives Altern und So-
lidarität zwischen den Generationen sowie 
DB-Fahrgastrechten. 

  Peter Altmaier zog in seinem politischen 
Bericht als Präsident eine positive Bilanz. Es 
sei gelungen, der Europa-Union mehr Ge-
hör und Relevanz zu verschaffen. Er selbst 
könne allerdings nicht erneut als Präsident 
kandidieren, da seine Funktionen im Deut-

schen Bundestag dies zeitlich nicht mehr 
zuließen. Mit herzlichem Beifall dankten die 
Delegierten dem scheidenden Präsidenten 
für seine Verdienste um den Verband. Nach 
einem Rückblick auf seine fünfjährige er-
folgreiche Amtszeit bei der Europa-Union 
und der Würdigung seines politischen 

Wirkens für Europa 
durch Vizepräsident 
Ernst Johansson er-
nannte der Kongress 
Peter Altmaier zum 
Ehrenpräsidenten 
der Europa-Union 
Deutschland.

  Für die Geschäfts-
führung wusste auch 
Bundesgeschäf t s-
führerin Birgit Köß-
ling durchgehend Po-
sitives zu berichten. 
Die Mitgliederzahlen 
seien wieder steigend 

und mit innovativen Methoden und neuen 
Veranstaltungsformaten sei es gelungen, in 
Nachhaltigkeit zu investieren. Bundesschatz-
meister Dr. Joachim Wuermeling kündigte 
einen „langweiligen Bericht“ an, der auf po-
sitiven finanziellen Entwicklungen beruhe. 
Holger Scharff bescheinigte für die Kassen-
prüfer dem Bundesverband eine ordentliche 
und beanstandungsfreie Finanzführung. 
Der Kongress nahm diese 
Berichte zum Anlass, das 
Präsidium zu entlasten.

  Bei den Wahlen wurde 
Rainer Wieland, Vizeprä-
sident des Europäischen 
Parlaments, mit überwälti-
gender Mehrheit zum neu-
en Präsidenten der Euro-
pa-Union gewählt. Die Vi-
zepräsidenten Dr. Eva Högl 
MdB, Ernst Johansson und 
Thomas Mann MdEP wur-
den in ihrem Amt bestä-
tigt. Schatzmeister bleibt 
Dr. Joachim Wuermeling. 

Auf Vorschlag des neuen Präsidenten wur-
de Christian Moos zum Generalsekretär ge-
wählt. Zu weiteren Präsidiumsmitgliedern 
wurden gewählt (in alphabetischer Reihen-
folge): Ralf Bingel, Reinhard Bütikofer MdEP, 
Anton Freiherr von Cetto, Kristin Funke MdL, 
Dr. Lutz Hager, Ulla Kalbfleisch-Kottsieper, 

Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann, Enrico Kreft, 
Jürgen Lippold, Heinz-Wilhelm Schaumann, 
Dr. Otto Schmuck, Elisabeth Schnarrenber-
ger-Oesterle, Gabriela Schneider, Thomas 
Stölting, Michael Theurer MdEP und Wolf-
gang Zapfe.

  Alle Kongressbeschlüsse und detaillierte 
Informationen zu den Mitgliedern des Präsi-
diums sind auf der Homepage www.europa-
union.de abrufbar.			   

Rainer Wieland an der Spitze des neuen  
EUD-Präsidiums
Bundeskongress stellt inhaltlich wie personell die Weichen für die Zukunft

Abstimmungsmarathon nach der Antragsberatung
Alle Bilder: Tim Hoesmann

Die Junge Europäische Bewegung Berlin präsentiert sich auf dem  
EUD-Bundeskongress.

Engagierte Debatten: Präsidiumsmitglied Reinhard 
Bütikofer MdEP
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Leistung und politisches Urteilsvermögen. In 
Ihrer Dankesrede zeigte sich Weder di Mauro 
besorgt um das europäische Einigungsprojekt 
und plädierte für einen europäischen Schul-
denabbau, wie vom Rat der Wirtschaftswei-
sen vorgeschlagen.

  Die Europa-Lilie für bürgerschaftliches 
Engagement ging an Klaus und Roswitha 
Brausch. Das Ehepaar aus Wuppertal enga-
giert sich seit vielen Jahren für Förderschu-
len in der Slowakei und in Deutschland. In 
der Laudatio unterstrich der Slowakische 
Botschafter Igor Slobodník: „Die Brausch`s 
nehmen den Preis stellvertretend für all die-
jenigen entgegen, die sich auf europäischer 
Ebene bürgerschaftlich engagieren.“ 

  Eine weitere Europa-Lilie wurde in der Ka-
tegorie Jugendarbeit ausgelobt. Diese erhielt 
die 1992 von Bad Kreuznacher Jugendlichen 
gestartete Aktion „Schüler Helfen Leben“, die 
noch während der Bürgerkriegswirren Hilfs-
transporte in die Krisenregion Balkan organi-
sierte und bis heute Austausch- und Begeg-
nungsprojekte realisiert. Laudator Lars Becker, 
Bundesvorsitzender der Jungen Europäischen 
Föderalisten, hob hervor: „‚Schüler Helfen Le-
ben’ gibt Jugendlichen die Gelegenheit, auf 
eine sehr konkrete Art europäische Erfahrun-
gen zu machen und sich langfristig und nach-
haltig für den Frieden in Europa einzusetzen.“ 

  Nikolaus Blome, Lei-
ter des Hauptstadtbüros 
der BILD-Zeitung, erhielt 
stellvertretend für sein 
Blatt die Europa-Distel 
für den größten euro-
papolitischen Fehltritt 
des Jahres – nach An-
sicht der Juroren und 
der Europa-Union war 
das die Forderung von 
BILD, Griechenland solle 
seine Inseln verkaufen. 
Fakten und Missstände 
beim Namen zu nennen 
sei das eine, so der Spre-
cher von Europa-Pro-
fessionell, Dr. Joachim 
Wuermeling. Aber eine 

solche Emotionalität in die Debatte zu bringen 
und zwischen guten und schlechten Euro-Län-
dern zu unterscheiden, sei ein Fehler, rügte er 
die Griechenland-Berichterstattung der BILD-
Zeitung und machte deutlich: „Wir wollen keine 
europäische Misstrauensgesellschaft.“ In seiner 
Replik stellte Blome klar, dass die BILD-Zeitung 
hinter dem Euro stehe, kritisierte aber die der-
zeitigen Rettungsmaßnahmen: „Rettet den 
Euro! Aber nicht so.“ Im Gegensatz zu Weder di 
Mauro vertrat er die Ansicht, dass der Austritt 
eines kleines Landes aus dem Euro nicht den 
Untergang der Euro-Zone bedeute. 

  Im anschließenden Streitgespräch zwischen 
Verheugen und Blome vertraten beide Disku-
tanten eine unterschiedliche Auffassung über 
die Zukunft der Eurogruppe. Während Blome 
davon überzeugt ist, dass die Eurogruppe 
kleiner werden wird, vertrat der frühere EU-
Kommissar die Auffassung, dass diese eher 
wachsen werde, weil es makroökonomisch 
gesehen Sinn mache, dass Länder mit soliden 
Wirtschaftsdaten beitreten könnten. In der 
weiteren Debatte äußerte sich Nikolaus Blome 
kritisch gegenüber Rating-Agenturen, erwar-
tete aber von der Politik auch bessere Nerven 
bei der Krisenbewältigung. Günter Verheugen 
betonte, er hätte von BILD erwartet, bei der 
kritischen Berichterstattung über die Rettung 
Griechenlands das eigentliche Kind beim Na-
men zu nennen: die Rettung der Banken.	 

Peter Altmaier MdB (l.) mit den Preisträgern: (v. l. n. r.) Klaus und Roswi-
tha Brausch, Nikolaus Blome (BILD), Katharina Rogge und Sabine Hanke  
(Schüler Helfen Leben)

Im Rahmen des Bundeskongresses in 
Berlin wurden erstmals die von Europa-

Professionell, der Hauptstadtgruppe der 
Europa-Union Deutschland, ausgelobten 
Europa-Preise – Europa-Lilie und Europa-
Distel – an die innovativ und nahezu ba-
sisdemokratisch ausgewählten Preisträger 
übergeben. Alle Preisträger wurden durch 
ein zweistufiges Onlineverfahren ermittelt, 
an dem sich jeder beteiligen konnte und 
welches gleich beim ersten Mal überra-
schend großen Anklang fand.

  Umso mehr wiegt die Auszeichnung von 
Prof. Dr. Beatrice Weder di Mauro, Mitglied im 
Rat der Wirtschaftsweisen, mit der Europa-
Lilie für herausragende europapolitische Ver-
dienste. Schirmherr und Laudator Prof. Günter 
Verheugen, EU-Kommissar a. D., begründete 
die Ehrung der Schweizer Wirtschaftspro-
fessorin mit ihrem beispielhaften positiven 
Einsatz für die europäische Integration. „Man 
könnte dieses Leben als einen europäischen 
Traum bezeichnen. So wünschen wir uns Eu-
ropäerinnen und Europäer“, lobte Verheugen 
die Preisträgerin. Sie setze einen Maßstab für 
künftige Preisträger in Bezug auf Charakter 
und Persönlichkeit, auf wissenschaftliche 

Europa-Lilie und Europa-Distel erstmals verliehen
BILD-Zeitung bleibt trotz „Schmäh-Preis“ uneinsichtig

Freute sich sichtlich über die Ehrung mit der  
Europa-Lilie: Professorin Beatrice Weder di Mauro

Bilder: Tim Hoesmann
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„Die europäische Einigung  
im 21. Jahrhundert“
Unser Ziel sind die  

Vereinten Staaten von Europa

Entwurf für ein Grundsatzprogramm  
der Europa-Union Deutschland  
in der Fassung vom 27.11.2011

  Wir Bürgerinnen und Bürger Europas sind in 
einer Schicksalsgemeinschaft verbunden – ge-
meinsam gestalten wir unsere Zukunft. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg haben sechs europäische Staa-
ten mit der europäischen Einigung begonnen. Die 
Gründergeneration hat Großes geleistet: Ihr ver-
danken wir die Versöhnung der Völker, die Über-
windung der Grenzen, sozialen Zusammenhalt so-
wie wirtschaftliche und kulturelle Entfaltung.

  Heute ist die Europäische Union längst mehr als ein 
gemeinsamer Markt. Sie ist vor allem eine Werte- und 
Rechtsgemeinschaft mit gemeinschaftlichen politi-
schen Institutionen. Ihr gehören die meisten europä-
ischen Länder an, in weiteren Staaten stärkt die Per-
spektive der Mitgliedschaft Demokratie und Rechts-
staatlichkeit. Aber die Einigung Europas ist noch nicht 
vollendet. Auf die Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts gibt es nur eine Antwort: Mehr Europa!

  Wir, die Mitglieder der Europa-Union Deutsch-
land, sind die Vertretung der europäisch engagier-
ten Zivilgesellschaft. Wir setzen uns zusammen mit 
Partnerorganisationen in vielen europäischen Län-
dern für die Vollendung der bundesstaatlichen Eini-
gung Europas ein. Europäische Föderalisten haben 
bereits 1946 ihre grundlegenden Ziele im Herten-
steiner Programm niedergelegt. Mit dieser Erklä-
rung ergänzt die Europa-Union Deutschland die im 
Hertensteiner Programm niedergelegten Ziele:

1.  Nur geeint sind die Staaten Europas in der 
Lage, Frieden und Freiheit, Stabilität, Wohlstand 
und soziale Sicherheit, eine lebenswerte Umwelt, 
Demokratie und Menschenrechte zu garantie-
ren. Deshalb haben sie sich in der Europäischen 
Union zusammengeschlossen. Dabei kann die 
europäische Einigung Vorbild sein für die staa-
tenübergreifende Zusammenarbeit. Sie ist un-
verzichtbare Voraussetzung für die Bewältigung 
globaler Herausforderungen.

2.  Ziel der europäischen Einigung ist die Schaf-
fung der Vereinten Staaten von Europa auf der 
Grundlage einer Verfassung. Als demokratisch-
rechtsstaatlicher Bundesstaat vertreten die Verein-
ten Staaten von Europa die gemeinsamen Interes-
sen der Bürgerinnen und Bürger Europas und ihrer 
Mitgliedstaaten nach innen und außen. Der euro-
päische Bundesstaat muss über die hierzu erfor-
derlichen Handlungsmöglichkeiten verfügen. Hier-
zu gehören auch ein entsprechend ausgestatteter 
Haushalt und eigene Steuereinnahmen. Im europäi-
schen Bundesstaat werden die Aufgaben bürgernah 
und partnerschaftlich von der europäischen, der 
einzelstaatlichen oder der regionalen und lokalen 
Ebene wahrgenommen. 

3.  Die Vereinten Staaten von Europa sind gegrün-
det auf die in der Menschenrechtskonvention und 
der Europäischen Charta der Grundrechte niederge-
legten Werte, zu denen vor allem die Unantastbar-
keit der Menschenwürde und die unveräußerlichen 
Rechte des Einzelnen gehören. Diese Werte sind Ziel 
und Maßstab ihres politischen Handelns. Demokra-
tie und Menschenrechte auf friedliche Weise zu för-
dern verpflichtet die Vereinten Staaten von Europa 
zu einer besonders engen Zusammenarbeit mit den 
Staaten in der Welt, die ebenfalls friedlich für De-
mokratie und Menschrechte eintreten. 

Aus dem
Bundesverband

Programmdiskussion engagiert weiterführen
Bundeskongress beschließt Entwurf eines Grundsatzprogramms 

Der 57. Bundeskongress der Europa-
Union Deutschland hat den Entwurf 

für das neue Grundsatzprogramm bera-
ten. In die vom Kongress beschlossene 
Fassung haben die Ergebnisse der bisheri-
gen nahezu einjährigen Verbandsdebatte 
Eingang gefunden. Der Entwurf wird nun 
zur breiten Diskussion auf allen Verbands-
ebenen gestellt. Alle Landes- und Kreis-
verbände der Europa-Union sind aufgeru-
fen, sich daran zu beteiligen.

  Das neue Grundsatzprogramm der Euro-
pa-Union Deutschland wird vom Bundeskon-
gress im Herbst 2012 in Düsseldorf beschlos-
sen. Bis dahin sollen vom Bundesverband 
organisierte Regionalkonferenzen dazu die-
nen, eine Halbjahresbilanz zum Diskussions-
stand zu ziehen. Änderungsvorschläge zum 
Text können bei diesen Regionalkonferenzen 
und nachfolgend auf dem Bundeskongress 
2012 eingebracht und nur auf der Basis der 
hier vorliegenden Fassung gestellt werden.  

  Die EUD-Mitglieder in den UEF-Gremien 
sind aufgefordert, im Rahmen des europäi-
schen Dachverbandes und mit den Schwes-
terverbänden eine Debatte über den Entwurf 
für das neue Grundsatzprogramm zu führen. 
Die Ergebnisse dieser Debatte sollen in die 
Endfassung des Programms einfließen.

  Über den Stand der Debatte wird regelmä-
ßig auf der Homepage des Bundesverbandes 
www.europa-union.de informiert. 	 

Raum für Notizen:
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tige Umgang mit den natürlichen Ressourcen sind 
für das Handeln der Vereinten Staaten von Europa 
und das ihrer Mitglieder bestimmend. Die Roh-
stoff- und Energieknappheit Europas zwingt zu ei-
nem gemeinsamen Vorgehen. Hierzu gehört auch 
das Umsteuern hin zu erneuerbaren Energien. 

9.  Die Vereinten Staaten von Europa verfügen 
über den Euro als gemeinsame Währung, für de-
ren Stabilität die unabhängige Europäische Zent-
ralbank verantwortlich ist. Die Vereinten Staaten 
von Europa und ihre Mitgliedstaaten tragen durch 
eine verbindlich abgestimmte gemeinsame Wirt-
schafts-, Finanz- und Haushaltspolitik zur Stabi-
lität ihrer gemeinsamen Währung bei. Die Verein-
ten Staaten von Europa setzen klare Regeln für 
die Finanzmärkte. Eine solide Haushaltspolitik und 
ein solidarisches Füreinander sind Voraussetzung 
für die Mehrung unseres Wohlstandes. 

10.  Die Außenpolitik, einschließlich der Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik, ist Angelegen-
heit der Vereinten Staaten von Europa, die ihre 
Mitglieder mit Sitz und Stimme bei den Vereinten 
Nationen vertreten. Ziel der gemeinsamen Politik 
ist es, zu Frieden, Verwirklichung der Menschen-
rechte und Stabilität in der Welt beizutragen und 
Konflikte soweit immer möglich mit friedlichen 
Mitteln beizulegen. Außenpolitische Initiativen 
von Mitgliedern der Vereinten Staaten von Euro-
pa dürfen nicht im Widerspruch zur Außenpolitik 
der Union stehen. 

11.  Die kulturelle Vielfalt ist der Reichtum Eu-
ropas und der europäischen Identität. Es ist Auf-
gabe der Vereinten Staaten von Europa, diese 
kulturelle Vielfalt zu schützen und zu fördern. 
Hierzu gehören auch die Begegnung mit ande-
ren Kulturen und Lebensverhältnissen und der 
Erwerb von Fremdsprachen. Alle Bürgerinnen 
und Bürger der Vereinten Staaten von Europa 
sollen durch entsprechende Bildungsangebote in 
die Lage versetzt werden, sich sprachlich mitein-
ander zu verständigen. 

12.  Die Vereinten Staaten von Europa sind für 
neue Mitglieder offen. Jeder Beitrittsantrag eines 
Landes muss dabei für sich genommen geprüft und 
beurteilt werden. Neue Mitglieder müssen die Kri-
terien für eine Mitgliedschaft erfüllen; dabei ist der 
Handlungs- und Entwicklungsfähigkeit der Verein-
ten Staaten von Europa Rechnung zu tragen.

  Dies ist unsere Vision für das Europa des  
21. Jahrhunderts. Gestern wie heute gilt: In der 
Einigung Europas liegt die Zukunft unseres Kon-
tinents und seiner Menschen.	              

Raum für Notizen:

4.  Die Vereinten Staaten von Europa beruhen auf der repräsentativen De-
mokratie mit Möglichkeiten der direkten Bürgerbeteiligung. Das von den 
Bürgerinnen und Bürgern in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahl gewählte Europäische Parlament bildet den Kern der demo-
kratischen Ordnung und der Gewaltenteilung. Das Europäische Parlament 
wählt die europäische Regierung, die aus der heutigen Kommission hervor-
geht, und beschließt gleichberechtigt mit der Staatenkammer, dem Rat, über 
Einnahmen und Ausgaben sowie alle europäischen Gesetze.

5.  Der politische Entscheidungsprozess der Vereinten Staaten von Europa 
ist gekennzeichnet durch ein hohes Maß an Transparenz und bietet allen 
Bürgerinnen und Bürgern vielfältige Möglichkeiten der Mitwirkung und Be-
teiligung. Die direkte Wahl des Europäischen Parlaments auf der Grundlage 
eines einheitlichen europäischen Wahlrechts ist Ausdruck des politischen 
Zusammenwachsens. Die Bürgerinnen und Bürger der Vereinten Staaten 
von Europa haben im Wohnsitzland – über die Möglichkeit der Beteiligung 

an Europa- und Kommunalwahlen hinaus – das 
Wahlrecht zu allen Parlamenten und Vertretun-
gen, von deren Entscheidungen sie direkt be-
troffen sind. 

6.  Die Herausbildung einer europäischen Öf-
fentlichkeit gehört zu den Voraussetzungen für 
die Verwirklichung einer europäischen Demo-
kratie. Hierzu gehören eine umfassende europa-
politische Berichterstattung in den nationalen 
Medien, die Etablierung europaweiter Medien 
sowie ein aktiver Dialog der europäischen Insti-
tutionen unter Einbeziehung der elektronischen 
Medien und sozialer Netzwerke. Auch die poli-
tischen Parteien leisten einen Beitrag, indem sie 
sich zu europäischen Parteien mit individuellen 
Mitwirkungs- und Beteiligungsrechten ihrer 
Mitglieder zusammenfinden und Spitzenkandi-
daten und -kandidatinnen für die europäischen 
Institutionen vorschlagen.

7.  Das Handeln der Vereinten Staaten von Euro-
pa dient dem Wohl ihrer Bürgerinnen und Bürger. 
Das europäische Gesellschafts- und Sozialmodell 
muss verteidigt und weiterentwickelt werden. 
Die Vereinten Staaten von Europa und ihre Mit-
gliedstaaten haben die Verpflichtung, in einem 
solidarischen Geist Gerechtigkeit, die Möglichkeit 
zu freier Entfaltung und Wohlstand für alle zu 
schaffen. In ihren Politiken fördern die Vereinten 
Staaten von Europa den sozialen Ausgleich und 
orientieren sich an den Prinzipien der sozialen 
Marktwirtschaft. Nicht alles muss dabei auf eu-
ropäischer Ebene geregelt werden, aber sie muss 
den Rahmen schaffen und Mindeststandards set-
zen. Die Angleichung der Lebensverhältnisse in-
nerhalb der Vereinten Staaten von Europa ist eine 
wesentliche Voraussetzung für ihren Bestand. 

8.  Der Schutz der natürlichen Lebensgrundla-
gen sowie der schonende, effektive und nachhal-
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Das UEF-Bundeskomitee stellt fest:

A.  Der Zusammenhalt und die Stabilität der 
Eurozone ist die unverzichtbare Bedingung 
für die wirtschaftliche Erholung Europas.
B.  Die Grenzen des gegenwärtigen Sys-
tems der Europäischen Wirtschafts- und
Währungsunion sowie die schwache de-
mokratische Legitimität der EU-Instituti-
onen sind inzwischen offensichtlich.
C.  Die Bemühungen des Europäischen 
Rates, nationale Wirtschaftspolitiken 
ausschließlich im Einstimmigkeitsverfah-
ren zu koordinieren, haben nicht ausge-
reicht, um das Vertrauen der Märkte und 
der Bürger wiederherzustellen.
D.  Die Union wartet immer noch darauf, 
sich auf der Weltbühne zu behaupten.
E.  Zehn Jahre nach der Erklärung von 
Laeken ist jetzt eine weitere umfassende 
Reform der EU-Verträge unausweichlich, 
um die politische Steuerung der Union 
neu zu justieren, damit sie den gegenwär-
tigen und zukünftigen Herausforderun-
gen standhalten kann.

Das UEF-Bundeskomitee:

• nimmt die Ergebnisse des Treffen des 
Europäischen Rats und des Euro-Gipfel-
treffens am 26. Oktober zur Kenntnis; 
begrüßt die umfangreichen Bemühungen, 
die unternommen wurden, um Griechen-
land innerhalb der Eurozone zu stützen 
und um die italienische Regierung zu ver-
pflichten, die strukturelle Reform ihrer ei-
genen Wirtschaft ernsthaft in Angriff zu 
nehmen; betont, dass die schnelle Umset-
zung der Entscheidungen, die bei diesen 
Gipfeltreffen erzielt wurden, unerlässlich 
ist, um weitere Eskalationen der Staats-
schuldenkrise zu vermeiden;

• begrüßt das „Six-Pack“ zur Wirtschafts-
regierung, das ein europäisches Semester 

einführt und den Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt stärkt; erwartet das weitere 
Programm der Kommission von Gesetzes-
initiativen, die die Überwachung und Dis-
ziplinierung von nationalen Wirtschafts- 
und Finanzpolitiken wieder stärken und 
die internationale Rolle der Eurozone 
konsolidieren werden;

• besteht darauf, dass zusätzlich zum na-
tionalen Schuldenabbau ein robuster EU-
weiter Plan für Wachstum und Entwick-
lung für die Erholung der europäischen 
Wirtschaft notwendig ist; begrüßt als 
einen ersten Schritt die frühe Einführung 
von Projekt-Anleihen, die auf EU-Investi-
tionen in Innovation abzielen, besonders 
im Energiebereich; 

• betont die Wichtigkeit, den Binnenmarkt 
in jeder Hinsicht bis Ende 2012 zu vollen-
den, und bekräftigt die Wichtigkeit, die 
wachsende Integration der Eurozone mit 
der Beibehaltung eines kohärenten Bin-
nenmarktes der gesamten Union zu kombi-
nieren; würde deshalb Versuchen des Ver-
einigten Königreichs entgegenstehen, Teile 
des EU-Arbeitsrechts zu „repatriieren“;

• begrüßt, dass der Posten des Kommis-
sars, der für Wirtschafts- und Währungs-
angelegenheiten verantwortlich ist, zum 
Vizepräsidenten der Kommission aufge-
wertet wurde, der eine direkte Rolle bei 
der Gestaltung der politischen Ökonomie 
des Euros spielt.

Finanzreform
Das UEF-Bundeskomitee:

• nimmt die Entscheidung, die Größe der 
Europäischen Finanzstabilisierungsfazili-
tät (EFSF) zu vervielfachen, zur Kenntnis; 
drängt dazu, die Einrichtung des Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus (ESM) 

auf 2012 vorzuverlegen und ihn in eine 
wirkliche, in den Verträgen verankerte Fa-
zilität mit gewichteten Stimmen, die die 
wirtschaftliche Stärke reflektieren, um-
zuwandeln, um auf die Schaffung eines 
dauerhaften Europäischen Währungs-
fonds hinzudeuten;

• drängt auf verstärkte Bemühungen zur 
Reduktion der Staatsschulden, um den 
Weg für eine schrittweise Vergemein-
schaftung von Staatsschulden in der Eu-
rozone bis zu einer Höhe von 60 Prozent 
des BIP, wie im Maastricht Vertrag vorge-
sehen, zu bereiten; erwartet den Kommis-
sionsvorschlag zu europäischen „Stabili-
tätsanleihen“;

• besteht auf die europaweite Einführung 
von härteren Maßnahmen zur Bekämp-
fung von Steuerhinterziehung;

• würde auch Fortschritte in Richtung der 
Einführung eines gemeinsamen Unter-
nehmenssteuersatzes begrüßen;

• fordert eine gründliche Reform des Sys-
tems zur Finanzierung der EU, um eine 
Umgestaltung und Erweiterung des Bud-
gets zu ermöglichen, um öffentliche Güter 
auf europäischer Ebene bereitzustellen, 
finanziert durch die Schaffung wirklich 
EU-eigener Einnahmequellen, welche EU-
Ausgaben direkter mit dem Steuerzahler 
verbinden;

• unterstützt den Vorschlag der Europä-
ischen Kommission, neue europäische 
Steuern, inklusive einer Finanztransak-
tionssteuer, als Teile eines reformierten 
Systems von Eigenmitteln einzuführen;

• besteht darauf, dass am Ende einer 
Übergangsphase ein solches reformier-
tes Finanzsystem entsteht, das die auf 

Bundesstaat jetzt!
UEF fordert einen Konvent in der ersten Jahreshälfte 2012

Der europäische Dachverband der Euro-
pa-Union Deutschland, die Union Eu-

ropäischer Föderalisten (UEF), hat sich im 
Rahmen der Herbsttagung ihres höchsten 
Beschlussorgans zwischen den Kongressen, 

dem Bundeskomitee, mit großer Mehrheit 
für die Erneuerung der Forderung nach 
einem Europäischen Bundesstaat ausge-
sprochen. Noch in der ersten Jahreshälfte 
2012 soll es zu einem Verfassungskonvent 

kommen, für den sich das Europäische Par-
lament nachhaltig einsetzen soll.

  Der Wortlaut der am 12. November 2011 
beschlossenen UEF-Resolution:

Union of European Federalists
Union des Fédéralistes Européens
Union der Europäischen Föderalisten 
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dem BNE basierenden nationalen Beiträ-
ge ersetzt, was große Skaleneffekte auf 
EU-Ebene mit sich bringen und zugleich 
die kontraproduktive politische Spaltung 
zwischen Netto-Geber- und Netto-Neh-
merländern reduzieren wird;

• drängt daher auf eine Wechsel weg 
vom Einstimmigkeitsprinzip im Rat bei 
Entscheidungen zur Revision des mehr-
jährigen Finanzrahmens und bei allen 
Steuerangelegenheiten, einschließlich der 
Reform der Eigenmittel;

Wirtschaftsregierung
Das UEF-Bundeskomitee:

• fordert die Kommission auf, eine Diskus-
sion darüber zu beginnen, was innerhalb 
der bestehenden Verträge getan werden 
kann, um die Eurozone zu stabilisieren, in 
der die Möglichkeiten der Bestimmungen 
über die Verstärkte Zusammenarbeit, in 
deren Rahmen eine Gruppe von Staaten 
einen finanziellen Solidaritätsmechanis-
mus einführen könnte, vollständig ausge-
lotet werden;

• erkennt an, dass es für die Solidarität 
unter den Steuerzahlern innerhalb der 
Eurozone nötig ist, dass die EU schnel-
le Fortschritte in Richtung Fiskalunion 
macht, und zwar unter Führung einer 
effizienten föderalen Wirtschaftsregie-
rung mit klaren Entscheidungsstrukturen 
und mit Mechanismen, die sie befähigen, 
zwingende Maßnahmen gegenüber Mit-
gliedstaaten, die die EU-Wirtschafts- und 
Finanzpolitiken nicht implementieren, 
durchzuführen;

• erkennt an, dass diese Fiskalunion 
und die föderale Wirtschaftsregierung 
eine höhere öffentliche Legitimität er-
reichen müssen als sie die EU-Institu-

tionen gegenwärtig 
genießen; dass eine 
wichtigere Rolle des 
Europäischen Parla-
ments unerlässlich 
ist und dass unter 
bestimmten spezifi-
schen Bedingungen 
diejenigen Europa-
abgeordneten, die 
in Staaten, die den 
Euro eingeführt 

haben, gewählt worden sind, größere 
Befugnisse bei der speziellen Gesetz-
gebung zu Belangen der Eurozone ha-
ben sollten;

Vertragsänderung
Das UEF-Bundeskomitee:

• bedauert, dass der Präsident des Europä-
ischen Rates, in Zusammenarbeit mit dem 
Präsidenten der Kommission und dem 
Präsidenten der Eurogruppe, nur Vor-
schläge für „begrenzte Vertragsänderun-
gen“ beim Treffen des Europäischen Rates 
im Dezember vorlegen wird, die dann bis 
im März fertiggestellt werden sollen.

• drängt zu breit möglichsten Vorabkon-
sultationen bezüglich der Ziele, des Um-
fangs und des Zeitplans für Änderungen 
der Verträge; fordert das Europäische 
Parlament auf, auf der Einberufung eines 
neuen Verfassungskonvents in der ersten 
Hälfte des Jahres 2012 zu bestehen, bei 
dem das Themenspektrum der „economic 
governance“ erweitert wird, um auch grö-
ßere Belange der politischen Legitimität 
zu behandeln;

• begrüßt die Bemühungen des Parla-
ments, einen paneuropäischen „Wahlkreis“ 
einzurichten für die Wahl bestimmter 
Europaabgeordneter von transnationa-
len Listen, die von Europäischen Parteien 
bestimmt und unterstützt werden; drängt 
darauf, dass diese Frage in die Agenda des 
Konvents aufgenommen wird;

• erkennt an, dass jegliche Vertragsän-
derung von allen EU-Mitgliedstaaten 
einstimmig beschlossen werden muss; 
besteht jedoch darauf, dass der Konvent 
sich darauf einigen sollte, die Vertrags-
änderungsverfahren so zu ändern, dass 
der neue Vertrag in Kraft treten kann, 

sobald ihn vier Fünftel der Staaten mit 
den Verfahren, die in ihren jeweiligen 
Verfassungen vorgeschrieben sind, ra-
tifiziert haben;

• verlangt, dass der Konvent eine tief 
greifende Diskussion über die verfas-
sungsmäßige Zukunft Europas führt, 
in der die Strukturen einer Fiskalunion 
und einer föderalen Wirtschaftsregie-
rung umfassend herausgearbeitet und 
zugleich Wege und Mittel in Bezug auf 
verschiedene Formen von differenzier-
ter Integration, einschließlich der Rolle 
der Union in ihrer Nachbarschaft, ange-
sprochen werden;

• schlägt auch vor, dass eine neue Ka-
tegorie der Assoziierten Mitgliedschaft 
für all jene jetzigen Mitgliedstaaten ge-
schaffen wird, die sich entscheiden, den 
föderalen Schritt, der nötig ist und von 
ihren Partnern gefordert wird, nicht 
mitzugehen;

Zeit für Föderalismus
Das UEF-Bundeskomitee:

• mahnt allerdings an, dass, falls es sich 
nicht als möglich erweist, eine Einigung 
zur der Änderung der Verträge in diese 
Richtung unter allen Mitgliedstaaten zu 
erreichen, Vorschläge zur Errichtung einer 
Föderation einer Kerngruppe von Staaten 
gemacht werden sollten;

• ruft dazu auf, alle Anstrengungen zu un-
ternehmen, um die öffentliche Meinung 
für einen ‚Europäischen New Deal‘ zu mo-
bilisieren, einschließlich der Nutzung des 
in den geltenden Verträgen verankerten 
Instruments der Europäischen Bürgerin-
itiative, und um Unterstützung für eine 
wirkliche Machtverlagerung von der nati-
onalen hin zur europäischen Ebene in den 
Bereichen Steuern, Budget, Wirtschafts-
politik sowie Außen- und Sicherheitspoli-
tik zu erreichen;

• verpflichtet die Union der Europäischen 
Föderalisten, sich auf allen Ebenen für 
den Beschluss „Bundesstaat jetzt“ ein-
zusetzen, um die politische und öffent-
liche Meinung von den Reformen zu 
überzeugen, die nötig sind, um das Ziel 
eines vereinten demokratischen Europas 
zu erreichen!			   

UEF-Bundeskomitee: Abstimmung über Resolutionen	                Bild: UEF
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D ie überparteiliche Europa-Union 
Deutschland ist ein altehrwürdiger 

Verband mit jugendlicher Frische. Entge-
gen aller Trends hat die Europa-Union in 
der jüngeren Vergangenheit viele neue und 
junge Mitglieder hinzugewonnen. Dass das 
so ist, verdanken wir der großartigen Arbeit, 
die auf allen Organisationsebenen geleistet 
worden ist. Wir verdanken es auch unserem 
klaren politischen Profil, das überparteilich, 
aber alles andere als unpolitisch ist. Wir ver-
danken es unseren Werten, die im Kern kon-
servativ sind und unseren Idealen, die uns 
zugleich zu einer ausgesprochen progressi-
ven Vereinigung machen. Wir wollen die eu-
ropäische Einigung 
vor dem Zerfall 
bewahren, wir set-
zen uns ein für die 
Vereinigten Staaten 
von Europa.

  Nun gilt es, die-
sen „Schatz“, wie 
unser Präsident 
Rainer Wieland ge-
sagt hat, zu hegen 
und zu pflegen und 
mehr noch, weitere 
überzeugte Europä-
erinnen und Euro-
päer für die Sache 
der europäischen 
Föderalisten zu ge-
winnen. Ich möchte 
als Generalsekretär 
eng mit den Lan-
desverbänden zusammenarbeiten, um den 
Zusammenhalt, der die Stärke unseres Bun-
desverbandes ausmacht, zu wahren und  

– wo möglich – auszubauen.

  Eine unsere zentralen gemeinsamen Auf-
gaben ist ganz sicherlich, Bürgerinnen und 
Bürgern, die ob des Krisenstakkatos an Euro-
pa (ver)zweifeln, wieder Zuversicht und Zu-
trauen in das europäische Einigungswerk zu 
geben. Um dies bewerkstelligen zu können, 
müssen wir noch stärker auf die Menschen 
zugehen, mit ihnen sprechen, unsere Kom-

munikationsinstrumente weiterentwickeln 
und optimal zum Einsatz bringen. Daran 
möchte ich mit dem Präsidenten, dem Prä-
sidium, der Bundesgeschäftsstelle und allen 
Gliederungen des Verbands arbeiten. Denn 
wir brauchen dringend mehr europäischen 
Diskurs in Deutschland. Das die Nachrich-
ten beherrschende Krisenthema wird allzu 
oft nur oberflächlich europäisch behandelt. 
In Wahrheit ist es ein auf Deutschland fo-
kussierter Diskurs, der die Medien bestimmt. 
Zudem geht es in der Berichterstattung 
meist darum, welche Politiker und Politiken 
sich durchsetzen. Als ob es sich um ein Spiel 
handelte. Dabei ist die Lage sehr ernst.

  Das Jahr 2012 wird mit ziemlicher Si-
cherheit ein Schicksalsjahr für Europa 
werden. Da können wir uns nicht zurück-
lehnen und auf dem Erreichten ausruhen. 
Die Europa-Union als größte Bürgerver-
einigung für Europa in Deutschland wird 
in dieser Situation dringender gebraucht 
denn je. Ihre Stimme wird gebraucht. Sie 
kann, sie muss Orientierung geben in einer 
Zeit allgemeiner europäischer Desorientie-
rung. Es ist eine Lücke, die von der Politik 
aufgerissen worden ist, ein ideelles Vaku-
um, in das einzutreten wir uns unbedingt 

Aus dem
Bundesverband

zutrauen sollten. Denn schon bald könnte 
ein erbitterter Kampf um die Deutungsho-
heit in existenziellen europäischen Fragen 
toben. Die Krise wirkt wie eine große Zen-
trifuge, die auch uns zerreißen kann, wenn 
wir unsere Netze nicht enger knüpfen.

  Viele in Europa bestehende Probleme 
werden sich nur Schritt für Schritt lösen 
lassen. Eine ganz zentrale Voraussetzung 
etwa für die Überwindung des europäi-
schen Demokratiedefizits wird die Heraus-
bildung einer europäischen Gesellschaft, 
eines europäischen Bürgerbewusstseins 
und echter europäischer Diskursräume sein. 

Daran können wir 
als bedeutende zi-
vilgesellschaftliche 
Kraft entscheidend 
mitwirken.

  Lasst uns also 
unser Netz en-
ger knüpfen, den 
inneren Zusam-
menhalt unseres 
Verbandes stär-
ken, unseren Ge-
dankenaustausch 
intensivieren und 
unsere Ideen in die 
nationalen Kom-
munikationsnetze 
einspeisen. Dabei 
wünsche ich mir, 
dass die Zusam-
menarbeit zwi-

schen unserer Europa-Union, der JEF und 
der UEF und mit letzterer der nationalen 
Vereinigungen europäischer Föderalisten 
noch enger und noch intensiver wird. Wir 
sollten grenzübergreifend Themen setzen 
und damit neue europäische Kommunika-
tionsräume erschließen. Für die Europa-
Union gilt wie für Europa: Nur gemeinsam 
können wir es schaffen!

Christian Moos
Generalsekretär der 

Europa-Union Deutschland

Christian Moos bei seiner Vorstellung als Kandidat für das Amt des Generalsekretärs
Bild: Tim Hoesmann

Themen setzen, europäische Diskursräume öffnen
Europa-Union soll inneren Zusammenhalt stärken und  

Gedankenaustausch intensivieren
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wichtigen Ideengeber in Europa geworden 
und „die Welt gestaltbar“ sei.

  Der im Rahmen des Bundeskongresses 
durchgeführte „Markt der Möglichkeiten“ 
war ein beliebter Anlaufpunkt für die Stu-
dierenden. Hier konnten sie sich mit wich-
tigen Informationsmaterialien und Literatur 
versorgen oder direkte Kontakte knüpfen.

  Dieses europäische Berlinwochenende, 
welches das erste Mal von der Europa-Union 
Bremen und dem IES-Studiengang gemeinsam 
durchgeführt wurde, war für alle Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer eine anregende, impulsge-
bende Zeit, die sich in Bremen widerspiegeln 
wird. Die Studierenden danken der Europa-Uni-
on für die Möglichkeit, als Gäste so zahlreich 
am Bundeskongress teilnehmen zu können.

Verantwortlich: Dr. Henrike Müller

Hinsicht. Der Bundestagsbesuch beschloss 
den ersten Exkursionstag. 

  Die folgenden zwei Tage war Bremen mit 
einer großen und jungen Delegation auf 
dem 57. Bundeskongress der Europa-Union 
Deutschland präsent. Mit großem Interesse 
verfolgten die Studierenden die Grußworte 
und Reden, die sich am Motto „Mit mehr 
Europa aus der Krise“ orientierten. Nach-
haltig beeindruckt waren die Bremer Gäste 
vom Botschafter Polens Dr. Marek Praw-
da. Unter großem Beifall stimmten auch 
die Bremer zu, dass Polen zu einem neuen 

Bremen

Mehr Europa und 
weniger Krise
Europa-Union und Uni Bremen 
gemeinsam unterwegs 

  Eine Delegation aus Mitgliedern der Eu-
ropa-Union Bremen und Studierenden des 
BA-Studiengangs „Integrierte Europastudi-
en“ (IES) der Universität Bremen hat vom 
25. bis 27. November 2011 ein europäisches 
Wochenende in Berlin verbracht, welches 
unter dem Motto stand „Mit neuen Ideen 
und Engagement für mehr Europa“. 

  Zunächst standen einige politische 
Termine im Bundeskanzleramt, dem Aus-
wärtigen Amt und dem Deutschen Bun-
destag auf dem Programm. Hier standen 
insbesondere für die Studierenden neben 
Ideen, die aus der (Wirtschafts-) Krise 
führen könnten, auch Fragen nach beruf-
lichen Perspektiven für IES-Absolventen 
in Vordergrund. In angeregten Diskussion 
forderten die Studierenden den Referenten 
der einzelnen Institutionen klare Bekennt-
nisse für ein Mehr an Europa ab und eru-
ierten ihre eigenen Teilhabemöglichkeiten 

– sowohl in ehren- als auch hauptamtlicher 

Bremer Studierende in der Kuppel des Deutschen Bundestages		  Bild: Henrike Müller

Reger Meinungsaustausch auch in den Pausen	
	 Bild: Tim Hoesmann

Die Redebeiträge auf dem EUD-Bundeskongress sorgten für Diskussionsbedarf unter den jungen Gästen 
aus Bremen.	 Bild: Tim Hoesmann
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2011: Ein Jahr voller 
Herausforderungen
Landesverband zieht Bilanz  
über seine Arbeit

  Die Situation in der Europapolitik 
war das gesamte Jahr über dramatisch – 
herausfordernd war aber auch die ver-
bandspolitische Ausgangslage zu Beginn 
des Jahres für den Landesverband Nieder-
sachsen. Auf welcher finanziellen Grund-
lage kann der Landesverband seine Arbeit 
in Zukunft fortsetzen? Auf welche An-
sprech- und Kooperationspartner auf der 
parlamentarischen und administrativen 
Ebene werden sich Verband und Vereine 
verlassen können? 

  Mit seiner Stellungnahme zum „Eu-
ropapolitischen Konzept der Landes-
regierung“ nutzte der Landesvorstand 
die Gelegenheit, sich selbst zu positi-
onieren und seine Erwartungen an die 
Parlamentarier im Lande und die Lan-
desregierung zu verdeutlichen. Sowohl 
für die Verhandlungen in der Staats-
kanzlei über die institutionelle und 
projektbezogene Förderung der Ver-
bandsarbeit als auch für die Gründung 
der inter-fraktionellen Parlamentarier-
gruppe bot die Stellungnahme Orien-
tierungshilfen. So wird der vereinbarte 
Förderrahmen sich nicht mehr speziell 
auf Veranstaltungen während der Eu-
ropawoche beziehen, sondern auf Akti-
vitäten des Landesverbands und seiner 
Vereine während des gesamten Jahres. 
Zukünftig frühzeitig jeweils Anfang 
eines Jahres einen umfassenden Ver-
anstaltungsplan vorlegen zu müssen, 
hat den Nachteil, möglicherweise nicht 
mehr flexibel und aktuell auf brennen-
de Themen und Ereignisse reagieren zu 
können. Andererseits bietet diese Ver-
einbarung Planungssicherheit. Jedoch 
wird seitens der Staatskanzlei voraus-
gesetzt, dass zukünftig innerhalb des 
Verbandes der Europa-Union Deutsch-
land eine für die Landesverbände und 
Vereine günstigere Aufteilung der Mit-

gliedsbeiträge erfolgt, ein wesentlich 
höherer Anteil für die Arbeit vor Ort zur 
Verfügung bleibt. 

  An der Gründung der interfraktio-
nellen Parlamentariergruppe der Eu-
ropa-Union im Landtag kurz vor der 
Sommerpause beteiligten sich Abge-
ordnete aller Fraktionen, die zugleich 
Mitglied in Vereinen der Europa-Union 
Deutschland sind, darunter einige Frak-
tionsvorsitzende. Wiederum bot die 
Stellungnahme des Landesverbands die 
Grundlage, einzelne Aspekte und Defi-
zite in der europapolitischen Arbeit im 
Lande anzusprechen und gemeinsam 
zwischen Landesvorstand und Parla-
mentariern nach Ansätzen für Verbes-
serungen zu suchen. Obwohl die Lan-
despolitik in den kommenden Monaten 
stark vom Termin der Landtagswahl 
Anfang 2013 geprägt sein wird, muss 
für diese vereinbarte Zusammenarbeit 
eine solide, konstruktive Kontinuität 
geschaffen werden. Themen, die Eu-
ropapolitik und Landespolitik zugleich 
betreffen, gibt es zuhauf.

  Stärker als bisher für den Austausch 
von Informationen zwischen Instanzen 
der Europapolitik und Landespolitikern 
zu sorgen, zugleich in diese Informati-
onsstränge mit einbezogen zu sein, sind 
die Intentionen des Landesverbands.

  In seinem Rechenschaftsbericht auf 
der Landesversammlung Anfang Okto-
ber 2011 in Oldenburg hatte Vorsitzen-
der Wolfgang Zapfe (Vechta) hervorge-

Niedersachsen hoben, dass die Amtszeit von 2009 bis 
2011 zu den konzeptionell und organi-
satorisch kreativsten der letzten Jahre 
gehörte. Auf Tagungen mit Vertretern 
der Vereine im Landesverband wurde 
die vom Bundesverband angestoßene 
Programmdebatte weiter geführt, in 
verschiedenen Veranstaltungen das „Eu-
ropäische Jahr der Freiwilligen/-dienste“ 
und die Sozial- und Beschäftigungspo-
litik in der Europäischen Union zu The-
men gemacht, die Öffentlichkeitsarbeit 
im Landesverband neu abgestimmt und 

– in Ergänzung zu „Europa aktiv” – im 
Vierteljahresrhythmus mit „Europa in 
Niedersachsen“ über Aktivitäten aus 
dem Landesverband berichtet.

  In einzelnen Vereinen haben sich die 
Mitgliederzahlen sehr unterschiedlich 
entwickelt und liegen zwischen 138 in 
Göttingen und acht in Cuxhaven, ins-
gesamt im Landesverband mit leicht 
abnehmender Tendenz, was nicht nur 
mit der Altersstruktur, sondern auch 
mit der statistischen Bereinigung der 
Mitgliederlisten zu begründen ist. Auch 
gibt es nach wie vor in Niedersachsen 
Regionen, in denen die Europabewe-
gung organisatorisch nicht oder nicht 
mehr vertreten ist. Hier entgegen zu 
wirken, wird in europapolitisch schwie-
rigen Zeiten nicht gerade erleichtert. 
Ein weiterer Schwachpunkt ist, dass 
Niedersachsen nach wie vor in der Eu-
ropäischen Bewegung keine aktive Rol-
le spielt, es dem Landesvorstand trotz 
mehrfacher Initiativen nicht gelungen 
ist, den Niedersächsischen Rat der Eu-

  Ralf Briese MdL (1971 - 2011)
  Am Wochenende, an dem unser Landesverband seine Landesversammlung in 
Oldenburg veranstaltete, ist unser Mitglied, der Landtagsabgeordnete Ralf Briese, 
aus dem Leben geschieden. Mit Ralf Briese haben wir im Verein in Oldenburg und 
im Landesverband und mit uns viele, die sich in Stadt und Region gesellschaftlich 
und politisch engagieren, einen wertvollen und geschätzten Weggefährten und 
Mitstreiter verloren. In seiner schnörkellosen und oft leicht ironischen Art war er 
ein kritisch wacher und erfrischend konstruktiver Partner zugleich, mit überzeu-
gend demokratischen Grundwerten und internationaler Verantwortung verpflich-
tet. Nicht nur Bündnis 90/Grüne und deren Landtagsfraktion haben einen Kollegen 
verloren, auf dessen Denkanstöße und kreative Arbeitskraft noch viele Erwartun-
gen gesetzt worden waren. Großer Dank und noch größere Trauer!

Adolf Schröder
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Thiel, hatte zuvor der Bürgermeister 
der Stadt Syke, Dr. Harald Behrens, 
angemahnt, die Bürger möchten mehr 
„Stolz und Freude über das, was Europa 
ausmacht“, zeigen. Landesvorsitzender 
Wolfgang Zapfe hatte hervorgehoben, 
dass die Europa-Union sich gerade 
jetzt als „Anwältin der Bürgerinnen 
und Bürger“ erweisen und die Men-
schen wieder für Europa gewinnen 
müsse – dieses sei auch der Auftrag 
der Gründungsväter der Europa-Union 
vor 65 Jahren gewesen.

Helmut Backhaus

Verantwortlich: Adolf Schröder

ropäischen Bewegung (NIREB) wieder 
zu beleben. Hier wartet der Landesver-
band auf ein konstruktives Umdenken 
der Landesregierung.

  Etliche Vorhaben sind in den kommen-
den Monaten zu realisieren: die mit den 
Europaparlamentariern aus Niedersachsen 
vereinbarte Studienexkursion zum Euro-
päischen Parlament in Brüssel und die 
Herausgabe einer Chronik über den Lan-
desverband. Inzwischen aufgetauchte Do-
kumente belegen, dass – neben dem Grün-
dungstreffen in Syke am 9. Dezember 1946 

– etwa zur gleichen Zeit von Wilhelmshaven 
bis Hannover-Münden europäisch orien-
tierte Vereinigungen mit unterschiedlichen 
Bezeichnungen gegründet worden sind. 
Zunächst wurden sie in der „Gemeinschaft 
Europa-Bund – Europa-Union“ zusam-
mengefasst. Dem Hauptfusionsausschuss 
gehörten Personen auch aus Niedersach-
sen an. Die erste Landestagung der Euro-
pa-Union Niedersachsen fand vom 6. bis 8. 
März 1948 in Hannoversch Münden statt. 
Alle Vereine sind aufgefordert, weiter nach 
Quellen zu forschen.

  Den im Oktober 2011 gewählten 
Landesvorstand erwartet eine Amtszeit 
mit spannenden Herausforderungen. 
Die Kontakte zu den Mitgliedern im 
Europäischen Parlament, im Deutschen 
Bundestag, im Landtag und in den 
Kommunalparlamenten sind ein Weg, 
europapolitische Willensbildungspro-
zesse mit zu beeinflussen, der Kontakt 
zur Bevölkerung vor Ort die Vorausset-
zung, Europapolitik zu vermitteln und 
erfahrbar zu machen. 

65 Jahre Europa- 
Union Deutschland
  Ganz ohne die zumeist zu hörende 
Klage über den Zustand in Europa und 
ohne den „üblichen“ pessimistischen Ton 
referierte Matthias Naß, der Europa-Re-
dakteur der ZEIT, auf der Jubiläumsveran-
staltung in Syke zur 65. Wiederkehr der 
dortigen Gründung der Europa-Union 
Deutschland über das Thema: „Europa – 
unsere Antwort auf die Globalisierung“. 
Er erinnerte dabei an den Syker Wilhelm 

Heile, der haupt-
verantwortlich für 
die Gründung des 
Verbandes im Jah-
re 1946 war. Seit-
dem habe sich die 
europäische Politik 
enorm beschleunigt. 
Diese Beschleuni-
gung verlange von 
unseren Regierun-
gen und Parlamen-
ten Entscheidungen 
in rascher Folge. 
Gegenwärtig stehe 
die Lösung gleich 
dreier Krisen an: 
die Staatsschulden-
krise, die politische 
bzw. institutionelle 
Krise und die Ver-
trauens- bzw. Legi-
timationskrise. 

  Naß beklagte die 
Tatsache, dass mit 
der wirtschaftli-
chen nicht gleich-
zeitig eine politische 
Union geschaffen 
worden sei. Eine 
Korrektur dieses 
Konstruktionsfeh-
lers müsse nun in 
Brüssel auf dem an 
diesem Tag statt-
findenden Gipfel-
treffen zustande 
gebracht werden. 
Die Lösung bestehe darin, eine Fiskal-
union mit weitreichenden Eingriffsrech-
ten in die nationale Haushaltspolitik zu 
beschließen, was zur Schaffung einer fi-
nanzpolitischen Stabilität führen würde. 
Das erfordere die Übertragung von Sou-
veränitätsrechten der Nationalstaaten an 
die Europäische Union. Ausdrücklich be-
tonte der Referent den Begriff „Übertra-
gung“ anstelle von Verzicht. Außerdem 
komme es nun darauf an, die Kompeten-
zen der Kommission und des Parlaments 
nachhaltig zu stärken.

  Nach der Einführung durch den 
Organisator des Jubiläums und Kreis-
vorsitzenden von Diepholz, Gerhard 

Informierten an Info-Ständen im Rahmen des 65. EUD-Jubiläums im Syker 
Rathaus: (v. l. n. r.) Burkhard Fandrich und Petra Bürger vom EIZ Diepholz, 
Heinrich Warneke und Gerhard Kropf vom Vorstand der Europa-Union 
Diepholz				    Bild: Heinz-Jürgen Greszik 

Beim Festakt zum 65. Gründungsjubiläum der Europa-Union Deutschland 
in Syke: (v. l. n. r.) Wolfgang Zapfe, Gerhard Thiel, Matthias Naß, Dr. Harald 
Behrens	 Bild: Udo Meisner
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Bildung schafft 
Wachstum
Landesversammlung tagte  
in Leverkusen

  Unter dem Leitmotto „Europa 2020: Eu-
ropäische Bildungs- und Entwicklungsziele 
in Nordrhein-Westfalen“ befasste sich die 
Landesversammlung 2011 im Rahmen eines 
Symposiums auf Schloss Morsbroich in Le-
verkusen mit bildungspolitischen Zukunfts-
fragen. Landesvorsitzender Wolfram Kuschke 
MdL eröffnete mit den Worten: „Es gilt, die 
neue EU-Agenda 2020 auch und vor allem im 
Bereich der Bildungspolitik umzusetzen! Da-
her sind gerade Regionen und in Deutschland 
speziell die Länder gefragt, sich hier nach-
haltig einzubringen!“ Ein herzlicher Gruß galt 
Hauptrednerin Sylvia Löhrmann, stellvertre-
tende Ministerpräsidentin und Ministerin für 
Schule und Weiterbildung. In ihren Ausfüh-
rungen wies sie auf wichtige Schwerpunkte 
bei der Umsetzung der europäischen Agenda 
2020 in NRW hin. Die neue Strategie der EU-
Kommission umfasse drei Prioritäten: 
a) Intelligentes Wachstum: Entwicklung ei-
ner auf Wissen und Innovation gestützten 
Wirtschaft, 
b) Nachhaltiges Wachstum: Förderung ei-
ner ressourcenschonenden, ökologischeren 
und wettbewerbsfähigeren Wirtschaft, und 
c) Integratives Wachstum: Förderung einer 
Wirtschaft mit hoher Beschäftigung und 
ausgeprägtem sozialen und territorialen 
Zusammenhalt. 
  Die allgemeine und berufliche Bildung 
sowie lebenslanges Lernen spielten eine 
Schlüsselrolle bei der Erreichung dieser stra-
tegischen Prioritäten, vor allem im Hinblick 
auf „intelligentes Wachstum“, so die Minis-
terin. Daher sähe das Land einen besonde-
ren Handlungsbedarf bei der Verbesserung 
der frühschulischen Bildung, der Vermitt-
lung von Schlüsselkompetenzen und der so-
zialen Eingliederung. Aber auch die Qualität 
der Ausbildung müsse dauerhaft im Focus 
der Verantwortlichen bleiben.

  Im Anschluss an die Rede der Minis-
terin diskutierten Prof. Dr. Wolfgang 

Wessels von der 
Universität Köln, Dr. 
Stefan Koppelberg, 
Leiter der regiona-
len Vertretung der 
EU-Kommission in 
Bonn, und Andreas 
Güderlich, Direktor 
des Burgau-Gymna-
siums der Stadt Dü-
ren, unter der Mo-
deration von Wolf-
gang Kuschke über 
bildungspolitische 
Notwendigkeiten zur 
besseren Vermitt-
lung Europas und 
europäischer Themen. Professor Wes-
sels und Direktor Güderlich wussten da-
bei zahlreiche praktische Beispiele aus der 
jeweils eigenen Erfahrung an Hochschule 
und Gymnasium darzustellen.

  Nachmittags kamen die Delegierten 
der Kreis-, Stadt- und Ortsverbände zur  
66. Landesversammlung zusammen und 
nahmen den Bericht des Landesvorstandes 
entgegen. Wichtigster Teil der Delegierten-
versammlung war die Verabschiedung der 
Satzungsreform. Ebenso wurden vier inhalt-

Nordrhein-Westfalen

liche Anträge zur Finanzkrise, zur Bildungs-
politik in der EU und zum Europäischen Jahr 
2012 verabschiedet, die der Landesverband 
in den Bundeskongress eingebracht hat.

Erfolgreiche Teilnahme 
am Bundeskongress
  Der 57. Bundeskongress der Europa-
Union Deutschland kann aus Sicht des 
Landesverbandes Nordrhein-Westfalen 

Landesvorsitzender Wolfram Kuschke MdL mit Ministerin Sylvia Löhrmann
Bild: EUD Nordrhein-Westfalen

Die Delegierten aus Nordrhein-Westfalen mit dem neuen Präsidenten der Europa-Union Deutschland, 
Rainer Wieland MdEP (M.)				    Bild: Reinhard Erlenkamp
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  Auch über die Größe des Europäi-
schen Haushalts gäbe es in der Öffent-
lichkeit abenteuerliche Vermutungen: In 
Wirklichkeit betrage er etwa ein Drittel 
des deutschen Bundeshaushalts. Der 
größte Teil des Geldes werde immer 
noch für den Agrarsektor und die Re-
gional- und Strukturpolitik ausgegeben. 
In der nächsten Periode soll es um die 
„Strategie Europa 2020“ gehen, um In-
vestitionen in Bildung, Forschung, Ar-
beitsplätze und die Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen.

  Die aktuelle Finanzkrise und die Sorge 
um die Geldwertstabilität bildeten den 
Hintergrund der anschließenden Dis-
kussion. Nach all den Zahlen und Fak-
ten gab es zum Schluss noch eine klei-
ne Anerkennung für die schwierige und 
zeitaufwändige Arbeit der Europaabge-
ordneten: Kreisvorsitzender Dr. Kirchhof 
überreichte Jutta Haug einen Blumen-
strauß, mit dem er ihr zum „runden“ Ge-
burtstag nachträglich gratulierte.

Geilenkirchen

Königliche Ausstellung
  Zur Reihe „Geilenkirchen blickt auf 
Europa: Dänemark“ war in der Spar-
kassen-Filialdirektion Geilenkirchen bis 
Anfang November die Ausstellung „Das 

Dänische Königshaus“ zu sehen. 
Charlotte Nielsen und Oberst-
leutnant Mikael Nielsen vom 
NATO-Verband, Dieter Wimmers 
und Monika de Hesselle sowie 
Bürgermeister Thomas Fied-
ler waren bei der Eröffnung der 
Ausstellung dabei und schauten 
sich die königlichen Bilder an. 
Der Bürgermeister der Stadt be-
schrieb das Dänische Königshaus 
als eine „volksnahe Familie“. Eine 
besondere Innovation, von der 
besonders die kleinen Ausstel-
lungsbesucher profitierten, war 
ein Kindertisch, der zum Malen, 
Puzzeln, Lesen und „Abtauchen“ 
in die Welt von Hans Christian 
Andersen einlud.

Verantwortlich:  
Dr. Pantaleon Giakoumis

heit Europas gestern, heute, morgen“. 
Dem Vortrag dieses erfahrenen Euro-
päers folgte eine lebhafte Diskussion, 
in der sich überwiegend die Fragen um 
die Eurostabilität und Finanzkrise dreh-
ten. Mit großer Besorgnis würden die 
Bürgerinnen und Bürger die aktuellen 
Entwicklungen in Europa beobachten. 
Diese Sorgen müsse man ernstnehmen, 
betonte Hänsch.

Herne

Die Kasse Europas
  Mit der ersten stellvertretenden 
Vorsitzenden des Haushaltsausschus-
ses im Europäischen Parlament hatte 
der Kreisverband eine besonders kom-
petente Referentin zur Finanzkrise in 
den EU-Mitgliedstaaten zu Gast. Jut-
ta Haug leitete bis vor kurzem auch 
den Sonderausschuss (SURE), der den 
Mehrjährigen Finanzrahmen für die 
Jahre 2014-2020 vorbereitete. In die-
sem Finanzrahmen wird festgelegt, 
wie viel Geld die Europäische Union in 
diesem Zeitraum ausgeben darf. Haug 
betonte, dass der Europäische Haushalt 
niemals durch Kredite finanziert würde. 
Wenn sich alle Mitgliedstaaten ebenso 
verhalten hätten, gäbe es heute keine 
überschuldeten Länder in der EU und 
auch keine Finanzkrise.

als sehr erfolgreich bezeichnet werden. 
So formulierten die NRW-Delegierten 
zunächst drei gemeinsame Ziele und 
vereinbarten eine Strategie zu deren 
Verwirklichung. Am Ende wurden alle 
drei Ziele erreicht: Die Anträge des Lan-
desverbandes wurden vom Kongress 
beschlossen, mit Heinz-Wilhelm Schau-
mann und Elisabeth Schnarrenberger-
Oesterle sind bereits im ersten Wahl-
gang beide NRW-Kandidaten in das 
Präsidium der Europa-Union Deutsch-
land gewählt worden, und der Landes-
verband konnte sich als gut funktionie-
render und somit geeigneter Gastgeber 
für den Bundeskongress im Jahr 2012 in 
Düsseldorf präsentieren!

Bocholt

Finanzkrise diskutiert
  Am 11. November fand im Europa-
haus der Stadt Bocholt eine Veranstal-
tung des Kreisverbandes zum Thema 
„Finanzkrise in der EU“ statt. Landesge-
schäftsführer Dr. Pantaleon Giakoumis 
analysierte die Entwicklung der Wirt-
schafts- und Währungsunion von der 
Entstehung bis zu heutigen Krise. Nach 
dem Vortrag fand eine lange Diskussion 
zwischen den Teilnehmern und dem Re-
ferenten statt. Insbesondere die aktuel-
le Lage in Griechenland wurde intensiv 
diskutiert. Seit dem Beginn der Finanz-
krise und der Durchsetzung der harten 
Sparmaßnahmen erlebe das Land eine 
Rezession. Fest stünde, so Giakoumis, 
dass nicht nur eine, sondern mehrere 
Faktoren zu der heutigen Krise beige-
tragen hätten. Kreisvorsitzender Peter 
Wahl moderierte eine lebhafte Debatte, 
in der die Ausführungen des Gastrefe-
renten Zustimmung fanden.

Duisburg

60. Jubiläum
  Als Festredner zum 60. Jubiläum hielt 
am 20. Oktober der ehemalige Präsident 
des Europäischen Parlaments, Prof. Dr. 
Klaus Hänsch, im Blauen Saal des Kul-
tur- und Stadthistorischen Museums 
der Stadt Duisburg, einen Vortrag zum 
Thema: „Es geht ums Ganze – Die Ein-

Kreisvorsitzender Dr. Roland Kirchhof mit Gastreferentin 
Jutta Haug MdEP		  Bild: EUD Herne
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Bürgerrechte in Europa
Extremismus-Seminar  
in Neubrandenburg

  Die Bürgerinnen und Bürger in Europa sind 
aufgerufen, „Gesicht gegen Rechtsextremis-
mus“ zu zeigen. Nach den Wahlen in Mecklen-
burg-Vorpommern und mit besonderem Blick 
auf die Situation rechtsextremistischer Akti-
vitäten in Deutschland und Polen war daher 
auch die Durchführung eines Extremismus-
Seminars dem Landesverband in diesem Jahr 
sehr wichtig. „Es wäre uns lieber, wir müssten 
uns nicht mit solchen Themen und den Auswir-
kungen rechtsextremen Gedankenguts ausei-
nandersetzen. Wir kennen doch so viele andere 
wichtige Themen!“ sagte Landesvorsitzender 
Jürgen Lippold zum Einstieg in das Seminar. 
Dennoch, die Vergangenheit und aktuelle Er-
eignisse würden die Notwendigkeit aufzeigen, 
und es sei ein besonderes Zeichen, „Gesicht zu 
zeigen“ und gegen Erscheinungen anzutreten, 
von denen man nicht wolle, dass sie Demokra-
tie und Freiheit in Gefahr brächten.
  Gemeinsam mit Partnern fand diese Veran-
staltung „der besonderen Art“ am 12. November 
2011 in Neubrandenburg statt. Es waren über 
50 Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit ihrem 
großen Interesse, eigenen Erfahrungen und 
lustvoller Diskussionsbereitschaft dabei.
  Den Einstieg in die Reihe der Gastrefe-
renten machte die Landtagspräsidentin und 
Mitinitiatorin des Netzwerkes „Wir, Erfolg 
braucht Vielfalt“, Sylvia Bretschneider.
  Die Auseinandersetzung mit Rechts bleibe 
eine gravierende Aufgabe, sie bliebe es auch 

ohne den Einzug der NPD ins Parlament. Die 
Tatsache, dass die NPD in Mecklenburg-Vor-
pommern erneut ins Parlament eingezogen ist, 
bedeute aber eben auch Auseinandersetzung 
mit den greifbaren Personen, mit deren Ver-
halten und „Nichtverhalten“ im Parlament und 
dessen Alltag. Bretschneider hob besonders 
den Punkt „Bürger in Europa zeigen Gesicht 
gegen Rechtsextremismus“ hervor, denn es 
sei eben eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, 
„Gesicht gegen Rechts“ zu zeigen. Besonders 
bedankte sie sich für das Engagement der Euro-
pa-Union mit diesem Seminar. Bürgerinitiativen 
vor Ort, die es gäbe und die aktiv würden gegen 
Rechts, seien wichtig. Die Aufklärung des Miss-
verständnisses darüber, dass parteipolitische 
Neutralität bedeute, sich nicht zur Demokratie 
zu bekennen, sei unausweichlich. Es gelte, sich 
mit menschenverachtendem Gedankengut aus-
einanderzusetzen. Wichtig sei auch zu wissen, 
dass nicht jeder Rechtswähler ein Rechtsext-
remist sei. Es lohne sich durchaus, viele für die 
Demokratie zurück zu gewinnen. 
  Bildung, Erziehung, Einstellungen und 
Werte: diese seien im Zusammenspiel von 
besonderer Bedeutung. Eine kontinuierliche 
Arbeit sei wichtig für Freiheit, Toleranz und 
Demokratie und beginne bereits im Umgang 
mit Kindern. Sie einzubeziehen in demokrati-
sche Entscheidungen präge sie und sensibili-
siere sie für demokratisches Empfinden und 
tolerantes Denken. Die NPD erweise sich in 
ihrem Auftreten im Landtag als unproduktiv 
und gewaltbereit. Es sei an uns allen, dass 
wir als Botschafter und Multiplikatoren dafür 
wirken, Demokratie aktiv zu leben.
  Zwei weitere Gastreferenten, Ingmar Dette 
und Nils Gatzke, jeweils von einem der Regional-
zentren in Mecklenburg-Vorpommern, erwiesen 
sich als informative Redner. Beide, aber beson-
ders Ingmar Dette, verstanden es, ihre Themen 
interaktiv und äußerst interessant nahezubrin-
gen. Sie erläuterten Zusammenhänge von Ursa-
chen, Auswirkungen und Prävention in Zusam-
menhang mit Rechtsextremismus und vermit-
telten wichtige Hintergrundinformationen.
  Alle Beteiligten – Seminarteilnehmer wie 
Gastreferenten – zogen eine positive Bi-
lanz, sehen allerdings die Bekämpfung des 
Rechtsextremismus als schwierige und den-
noch wichtige Aufgabe für die Zukunft.

Verantwortlich: Claudia Weigel

Mecklenburg-Vorpommern

Landtagspräsidentin Sylvia Bretschneider MdL                 
Bild: Claudia Weigel

20

Immer noch kein Mitglied bei der  
Europa-Union Deutschland?
Dann werden Sie es jetzt! 

Als Mitglied erhalten Sie Einladungen 
zu Veranstaltungen, Informationsma-
terialien und unsere Mitgliedszeitung 
„Europa aktiv“. Knüpfen Sie bundes- 
und europaweite Kontakte zu anderen  
engagierten Bürgern in unserem europa-
weiten Netzwerk. Gestalten Sie Europa 
durch Ihre Mitarbeit vor Ort und bestim-
men Sie den europäischen Kurs mit! 

Ja, ich möchte Mitglied der EUROPA-UNION 
Deutschland werden.

				  
Name, Vorname
				  
Straße
				  
PLZ, Wohnort
				  
Beruf
				  
Telefon
				  
Fax
				  
E-Mail
				  
Geburtsdatum
				  
Werber
				  
Ich bin damit einverstanden, dass mei-
ne personenbezogenen Daten zu Zwecken 
der Mitgliederverwaltung und Mitglieder- 
betreuung von der Europa-Union Deutsch-
land e. V. und ihren Untergliederungen elek-
tronisch gespeichert und verarbeitet werden. 
Der Mitgliedsbeitrag wird gemäß der gel-
tenden Beitragsordnung der Landesverbände 
erhoben und beträgt mindestens 3,60 €  
monatlich (ermäßigt 1,80 €).
Zudem erwerbe ich (ohne Mehrkosten) die 
Mitgliedschaft bei den Jungen Europäischen 
Föderalisten (JEF) bis zum 35. Lebensjahr. 

Ich ermächtige die Europa-Union, den Mit-
gliedsbeitrag per Lastschrift einzuziehen.

Konto-Nr.: 			 

Geldinstitut: 			 

BLZ: 				  

Diese Erklärung gilt bis zu meinem schrift-
lichen Widerruf.

 Ich möchte die Mitgliederzeitung „Europa  
aktiv“ ausschließlich als Online-Ausgabe an  
o. g. E-Mail-Adresse gesendet bekommen.

				  
Ort, Datum	        Unterschrift

Bitte senden an: 

EUROPA-UNION Deutschland  
Sophienstraße 28/29, 10178 Berlin
Fax: (0 30) 3 03 62 01 39
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Saarland
Sprachen lernen  
in der Grenzregion
Konzepte zur Förderung der 
Zweisprachigkeit

  Vertreter aus Wirtschaft, Bildung und 
Verwaltung folgten der Einladung zur Ge-
meinschaftsveranstaltung von Europa-Uni-
on Saar und IHK am 15. September. Für die 
Europa-Union Saar begrüßte die stellvertre-
tende Landesvorsitzende Christine Klos die 
Gäste, von Seiten der IHK Geschäftsführer 
Oliver Groll. Die Veranstaltungsgäste hör-
ten von Bildungsminister Kessler und Jean-
Christoph Colinet, Académie de Strasbourg, 
wie im Saarland und im Elsass das Konzept 
„Sprache des Nachbarn lernen“ umgesetzt 
wird. Die Konzepte sind ähnlich, in der Um-
setzung ist das Elsass dem Saarland aber 
um einiges voraus: Beginn eines durchgän-
gigen, von den Ansprüchen her aber redu-
zierten Deutsch- bzw. Französischunter-
richts bereits ab der Vorschule; Einführung 
des Englischen als Wirtschaftssprache wie 
in anderen Bundesländern ab Klasse 5; An-
bieten von Zertifikaten als Anreiz in der Mit-
tel- und Oberstufe; durchgängiges Angebot 
von Fachunterricht in mindestens zwei wei-
teren Fächern durch Muttersprachler der 
jeweiligen Nachbarregion. Generalkonsul 
Philippe Cerf bestärkte die saarländische 
Landesregierung darin, diesen Kurs mit Ent-
schiedenheit voran zu treiben. Die Diskussi-

onsbeiträge unterstützten ihn dabei. Für die 
Absolventen erhöhen sich die Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt – nicht nur in der Nach-
barregion, sondern auch zu Hause, da in-
tensive Wirtschaftsbeziehungen zum Nach-
barland bestehen. Die Veranstaltung wurde 
moderiert von der Bezirksvorsitzenden der 
Europa-Union, Tina Schöpfer.

Saarland ist europä-
ischstes Bundesland
  Eine Mitgliederversammlung der Inhalte 
veranstaltete die Europa-Union Saar in der 
Landesmedienanstalt des Saarlandes. Lan-
desvorsitzender Dr. Hanno Thewes konnte 
zahlreiche interessierte Mitglieder begrüßen, 
darunter die Landtagsabgeordnete Dagmar 
Heib und DGB-Chef Eugen Roth MdL. 

  Gleich drei Themen standen auf dem 
Programm: Die Grundsatzdiskussion der 
Europa-Union Deutschland, innovative For-
men der Verbandsarbeit und die Diskussion 
um das europäische Profil des Saarlandes. 
Schon seit einigen Monaten wird der saar-
ländische Beitrag zur Grundsatzdebatte der 
Europa-Union von einer eigens eingerichte-
ten Arbeitsgruppe vorbereitet. Deren Vorsit-
zender, Dr. Jörg Ukrow, präsentierte der Mit-
gliederversammlung das Ergebnis einer en-
gagierten Arbeit. Nach einer intensiven und 
spannenden Diskussion wurde das Papier 
mit großer Mehrheit verabschiedet. Interes-
sant war, dass sich an einer externen An-
hörung im Vorfeld politische Akteure vom 
Landkreistag über die Arbeitskammer bis 

hin zum Bildungs-
minister mit dem 
Papier befassten 
und teilweise Ände-
rungen einbrachten.

  Geschäftsführen- 
des Vorstandsmit-
glied Bernd Reis 
stellte sein Konzept 
zur innovativen 
Vereinsarbeit vor. Er 
plädierte für eine 
engere Vernetzung 
von Bezirksver-
bänden und Lan-
desverband sowie 

eine stärkere Einbindung anderer Organi-
sationen und Verbände. Viele Mitglieder 
seien inaktiv, diese Persönlichkeiten aus 
allen gesellschaftlichen Gruppen müssten 
wieder angesprochen werden. Eine stär-
kere Ausrichtung an konkreten Projekten 
sei ebenfalls notwendig. Auch der Finan-
zierung der ehrenamtlichen Organisation 
durch Spenden müsse für die Zukunft ei-
nen noch höheren Stellenwert eingeräumt 
werden. Reis kündigte an, in den kommen-
den Monaten den Prozess der Erneuerung 
aktiv voranzutreiben. 

  Die Thematik „europäisches Profil“ stand 
im Mittelpunkt des dritten Teils der Mitglie-
derversammlung. Als Gastrednerin legte die 
aus Österreich stammende und in Saarbrü-
cken lebende Journalistin und Autorin Julia 
Hennigs ihre (Außen-) Sicht dar. Die Bot-
schaft: Das Saarland ist das europäischste 
Bundesland und strahlt französische Men-
talität aus. Die Saarländer selbst würden 
dies nicht mehr wahrnehmen. Diese Eigen-
schaften müssten anerkannt und politisch 
als Alleinstellungsmerkmal für das Land 
genutzt werden. Die Europa-Union forder-
te dann auch ein stärkeres europäisches 
Profil für das Saarland. Dies sei im födera-
len Wettbewerb eine Überlebensfrage für 
das Land, erklärte Vorsitzender Hanno The-
wes. Die Europa-Union will eine selbstbe-
wusstere Vermarktung des Saarlandes als 
innovative, europafreundliche Region auf 
allen Ebenen. Die vorhandenen Potenziale 
müssten besser genutzt werden, die Marke 
„europäischstes Bundesland“ konsequent 
weiterentwickelt werden.

Verantwortlich: Dr. Hanno Thewes
Im Podium: (v. l. n. r.) Bildungsminister Klaus Kessler, Tina Schöpfer (Europa-
Union) und Jean-Christoph Colinet (Straßburg)	 Bild: EUD Saarland

Die Hauptakteure der Mitgliederversammlung: 
(v. l. n. r.) Dr. Jörg Ukrow, Bernd Reis, Gastrednerin 
Julia Hennings, Dr. Hanno Thewes              Bild: Roos
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Westerwald

Einheit, Freiheit, Europa
  Unter dem Motto „Einheit – Freiheit – 
Europa“ wurde eine von Manfred Däuwel 
geführte Fahrtenreihe zu Symbolorten 
deutscher Geschichte mit dem Besuch der 
Wartburg und Eisenach abgeschlossen. In 
Erfurt diskutierte Innenminister Jörg Gei-

bert mit der Besuchergruppe lebhaft über 
Europas innere Sicherheit, über den Euro 
und die weitere Integration. Eindrucksvoll 
war der Besuch in der Außenstelle des 
Bundesbeauftragten für die Stasiakten, 
bei der allein fünf Kilometer des Geheim-
dienstmaterials archiviert sind. Die Wes-
terwälder wurden auch durch Europami-
nisterin Marion Walsmann in der Staats-
kanzlei empfangen. 

Rheinland-Pfalz Mayen-Koblenz

Sport als  
Stärkungsinstrument
  Sabine Bätzing-Lichtenthäler MdB re-
ferierte in Mayen über „Verantwortung im 
Sport – Prävention und Doping in Europa“. 
Sie war von 2005 bis 2009 Drogenbeauf-
tragte der Bundesregierung. Sport ist die 
beliebteste Freizeitbeschäftigung. Am wei-
testen verbreitet soll Doping im Radsport 
sein. Im Kampf gegen Doping gelte das Null-
Toleranz-Prinzip. Es gebe einen nationalen 
Präventionsplan, Trainerfortbildungen und 
einen jährlichen Antidopingbericht. Die Rolle 
Europas in der Sportpolitik ist im Art. 165 des 
Lissabon-Vertrages geregelt. Darin wird die 
gesellschaftliche Rolle des Sports, der Sport 
als Wirtschaftsfaktor und die Organisation 
des Sports definiert. Sport sei ein wirksames 
Instrument zur Stärkung des Zusammenhal-
tes in der europäischen Gesellschaft.

Koblenz

Jahresempfang  
im Rathaus
  Gigantische Rettungsschirme, wachsende 
Zweifel am Euro. Selten standen europäische 
Themen so im Mittelpunkt des öffentlichen 
Interesses wie in diesen Monaten. Beim Jah-
resempfang im historischen Rathaussaal ver-
wies Kreisvorsitzender Dr. Friedhelm Pieper 
trotzdem auf erfreuliche Entwicklungen in 
der Währungs- und Wirtschaftspolitik. Irland 

Auf der Landeskonferenz in Koblenz brachten sich die Vertreter der Kreisverbände in die Diskussion um 
das neue Grundsatzprogramm der EUD ein. Präsidiumsmitglied Dr. Lutz Hager (6. v. r.) ermutigte die 
Kreisverbände, eine breite Debatte auf der lokalen Ebene zu führen.		  Bild: Anna M. Schneider

Die Westerwälder Gruppe im Hof der Wartburg 		  Bild: Rosemarie Däuwel-Türk

Kreisvorsitzender Rolf Berendes überreicht der 
Referentin ein regionales „Dankeschön“.

Bild: EUD Mayen-Koblenz
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  Die vorangehende Mitgliederversamm-
lung bestätigte Dr. Markus Schulte als Kreis-
vorsitzenden sowie Jens Wöllner (zweiter 
Vorsitzender), Arnim Hamman (Geschäfts-
führer), Dirk Klein (Schatzmeister) und Mei-
ke Kilian (Beisitzerin).

Mainz-Bingen

Neuer Vorstand,  
neue Kooperation
  In seiner Begrüßungsansprache vor 
der Mitgliederversammlung stellte der 
Direktor der Fridtjof-Nansen-Akademie, 
Dr. Florian Pfeil, sein Haus vor und schlug 
mögliche Themenfelder der Zusammen-
arbeit mit dem Kreisverband vor. Die 
Versammlung wählte einstimmig Ingrid 
Raddatz zur neuen Vorsitzenden. Ihr zur 
Seite als Stellvertreter stehen Hans-Peter 

Hexemer und Herbert Huff sowie Sascha 
Beyer, Helmut Krethe und Dr. Florian Pfeil 
als Beisitzer. Die Kasse wird von Rose-
marie Müller und Bardo Kraus geprüft. 
Aktuelle Schwerpunkte der Verbandsar-
beit und europapolitische Entwicklungen 
standen im Mittelpunkt des Berichtes des 
Geschäftsführenden Landesvorstands-
mitglieds Anna Schneider, die anschlie-
ßend Ingrid Raddatz und Hubert Bertha 
für ihre langjährige und engagierte Mit-
gliedschaft mit der Ehrennadel der Euro-
pa-Union auszeichnete.

Verantwortlich: Anna M. Schneider

EU in 30 Jahren deutlich äußerten. Kreisvor-
sitzender Jörg Saalbach, der auch den Abend 
moderierte, wurde vom Landesvorsitzenden 
Dr. Friedhelm Pieper für seine langjährige, 
aktive Mitgliedschaft im Landesvorstand so-
wie seine über zehn Jahre währende innova-
tive Arbeit als Vorsitzender des zweitgrößten 
Kreisverbands in Rheinland-Pfalz mit der Sil-
bernen Ehrennadel ausgezeichnet.

Altenkirchen

Soziale Marktwirt-
schaft als  
Kompass für Europa
  Kreisvorsitzender Dr. Markus Schulte be-
leuchtete in seinem Vortrag Gemeinsamkei-
ten von Sozial- und Wirtschaftsmodellen in 
Europa. Schulte spannte einen Bogen von 
der wirtschaftlichen Entwicklung nach der 
Währungsreform und der Aufhebung der 
Preisbindung durch Ludwig Erhard in den 
drei Westzonen Deutschlands im Jahr 1948 
über die unterschiedliche Leistungsfähigkeit 
der in Europa bestehenden Sozial- und Wirt-
schaftssysteme bis hin zur Rolle der Sozialen 
Marktwirtschaft in den Verträgen und in der 
Praxis der EU heute. Angesichts von tenden-
ziell ähnlichen Wirtschafts- und Sozialsyste-
men in Europa, die alle auf Marktwirtschaft 
basierten, von denen aber keines eine wirk-
lich „reine Marktwirtschaft“ darstelle, sei es 
denkbar, dass man sich in Europa auf eine 
gemeinsame programmatische Konzeption 
würde einigen können. Der Vertrag von Lis-
sabon enthalte unter der Auflistung der Ziele 
der Europäischen Union bereits einen direk-

ten Verweis auf die Soziale 
Marktwirtschaft. Auch die 
wesentlichen Prinzipien der 
Sozialen Marktwirtschaft – 
vor allem eine starke Wett-
bewerbsordnung, aber 
auch das Prinzip der Subsi-
diarität – seien Grundlagen 
der EU. Dies sei gerade vor 
dem Hintergrund der heu-
tigen Krise wichtig, deren 
wesentliche Ursache eine 
Abkehr von Ordnungsprin-
zipien war, wie sie die So-
ziale Marktwirtschaft seit 
jeher einfordert. 

habe die Talsohle durchschritten, und wenn, 
wie zu hoffen sei, aus Griechenland positi-
ve Signale kämen, dann müssten die Euro-
Skeptiker verstummen. Oberbürgermeister  
Prof. Dr. Joachim Hofmann-Göttig würdigte 
die Aufgabe der Europa-Union, in der Bevöl-
kerung für die europäische Idee zu werben. 
Den Festvortrag hielt Peter Greisler, Vorsit-
zender der Initiative Region Mittelrhein und 
früherer Chef der Debeka-Versicherungen. 
Greisler befasste sich mit der Region Mittel-
rhein – mit den Chancen, die sich der Region 
„im Herzen Europas“ bieten, aber auch mit 
Gefahren, die das Ergebnis mangelnder Ko-
operationsbereitschaft vor Ort sein könnten. 
Greisler geht davon aus, dass das Europa der 
Zukunft ein Europa der Regionen sein wird. 
Als Beispiele nannte er die länderübergrei-
fenden Netzwerke in der Bodenseeregion, die 
Region Trier und den Großraum Aachen. 

Landau / Südliche Weinstraße

50. Jubiläum
  Im Jahr 1951 unterzeichneten 79 engagier-
te Europäerinnen und Europäer ihre Beitritts-
erklärung zur Europa-Union und gründeten 
den Kreisverband. Bei der Jubiläumsveran-
staltung in der Landauer Jugendstil-Festhalle 
sprach Prof. Dr. Carl Otto Lenz, General-
anwalt am EuGH a. D., im Klartext über die 
aktuelle Schuldenkrise, ihre Ursachen und 
möglichen Folgen für Europa. Auch der neu 
gegründete Kreisverband der JEF leistete ei-
nen spannenden Beitrag zur Feier: Er hatte 
einen Film vorbereitet, in dem Interviews mit 
jungen und alten Landauern gezeigt wurden, 
die ihre Meinung zur EU im Allgemeinen, zur 
aktuellen Lage der EU und auch zur künftigen 

Im Geiste von Fridtjof Nansen legte der neue 
Kreisvorstand die Arbeitsschwerpunkte fest. 
Die Heranführung der Jugend an Europa soll im 
Mittelpunkt stehen.	 Bild: Anna M. Schneider

Der Kreisvorstand beim Singen der Europa-Hymne
Bild: EUD Landau/Südliche Weinstraße
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Märkische Europäer 
pflegen  
gute Nachbarschaft
Kreisverbände setzen  
„tierische“ Akzente

  In Brandenburg wohnen mindestens 
drei Millionen Europäer. Die Zahl derjeni-
gen, die sich als solche verstehen, wird – je 
nach Temperament und Perspektive – als 
kleiner eingeschätzt. Doch handeln vie-
le schon seit Jahrzehnten europäischer, 
als ihnen bewusst sein mag. Bei dem im 
waldreichen Flächenland Brandenburg 
naturgemäß wichtigen gesellschaftlichen 
Freizeit-Engagement in Freiwilligen Feuer-
wehren schaut und reist man ebenso über 
die innereuropäische „Nichtmehrgrenze“ 
hinweg wie in Städtepartnerschaften und 
natürlich auch: bei Initiativen und Aktivitä-
ten von Kreisverbänden der Europa-Union 
Land Brandenburg (www.eubb.de). Diese 
schauen in Bezug auf ihre Mitgliederzahlen 
natürlich noch bewundernd in Richtung 
Süden und Westen der Republik, versuchen 
allerdings im Engagement für Europa, zu 
den schon Jahrzehnte länger aktiven eta-
blierten Kreisverbänden der Europa-Union 
aufzuschließen. Wir stellen deshalb gerne 
unsere aktiven Kreisverbände in Kurzpor-
traits mit ihren Akzenten und Schwerpunk-
ten vor und nutzen dafür augenzwinkernd 
auch „tierisch“ beliebte Vergleiche. 

Kreisverband Uckermark

Der Jumbo
  Der liebevoll gemeinte Kosename bezieht 
sich auf die typisch „elefantösen“ Eigen-
schaften des Kreisverbandes. Soll heißen: 
Unser ältester und nach Mitgliederzah-
len wie auch Zahl der Aktivitäten größter 
Kreisverband. Deshalb wird es keinen über-
raschen, dass unser Schwergewicht unter 
den märkischen Kreisverbänden auch im 
Landesvorstand stark vertreten ist: mit 
dem Landesvorsitzenden Andreas Brandt, 
der Kreisvorsitzenden Renate Becker und 

dem stellvertretenden Kreisvorsitzenden 
Hans-Jürgen-Ziele; letzterer ist auch ei-
ner der beiden stellvertretenden Landes-
vorsitzenden. Wegen der unmittelbaren 
uckermärkisch-polnischen Nachbarschaft 
haben gegenseitige Besuche und Alltags-
begegnungen dies- und jenseits der Oder 
besondere Bedeutung. 

  Viel Aufbauarbeit für den Landesver-
band leistete in den zurückliegenden Jahren 
Wolfgang Balint, lange Jahre als Vorsitzen-
der, nach wie vor als wichtiger Ideen- und 
Ratgeber. Er gewann auch den aktuellen 
Landesgeschäftsführer Hans-Peter Hubert 
für die Europa-Union. Der andere Stellver-
treter des Landesvorsitzenden, Hartmut 
Ziehlke aus Werder (nahe Potsdam), küm-
mert sich seit einigen Jahren bevorzugt um 
den Aufbau neuer Kreisverbände und kann 
erste Erfolge verzeichnen: 

Kreisverband Teltow-Fläming

Der Adler
  Das Wappentier Polens und Branden-
burgs passt hier gut, denn deutsch-pol-
nische Beziehungen spielen eine wichtige 
Rolle. Allerdings hat sich der Kreisverband 
mit dem Thema „Europäisch aufwach-
sen“ vor allem einem Zukunftsthema 
verschrieben: Mit „Europäischen Lesepa-
tenschaften“ für Grundschul-Kinder in 
der Region wird das ebenso gepflegt wie 
mit Informationsangeboten für Jugend-
liche, zuletzt zum Thema Schulbesuch im 
europäischen Ausland. Der erhoffte künf-
tige Europa-Union-Nachwuchs wird also 

– durchaus eigennützig – gerne und früh 
als Zielgruppe gewählt. Mit Bogdan Pazda 
und dem Kreisvorsitzenden Axel Jürs – zu-
gleich Sprecher des Landesvorstands – ist 
der Kreisverband auch nachbarschaftlich 
deutsch-polnisch im Landesvorstand der 
Europa-Union vertreten.

Kreisverband Elbe-Elster

Die (Elbe-) Elster
  Der südlichste Kreisverband im Branden-
burgischen bezieht seinen Namensteil na-
türlich eigentlich von dem gleichnamigen 
Fluss, nicht etwa von dem scharfsichtigen 
Tier. Hier spielen europäische Fördermittel 

Brandenburg eine wichtige Rolle und deshalb auch die 
Stabilität des Euro. Auf einer Veranstaltung 
im Jahr 2012 soll das im südlichen Bran-
denburg ausführlicher diskutiert werden, 
verspricht Landesvorstandsmitglied Haiko 
Tollmien aus dem Kreisvorstand Elbe-Elster. 
Der Kreisverband verfügt übrigens mit sei-
nem Mitglied Knut Abraham, seit wenigen 
Monaten Generalkonsul in Washington, 
über eine illustre inoffizielle „Außenstel-
le“. Ob das bereits zur Europäisierung der 
Hauptstadt der U.S.A. führte, wurde von 
den Medien noch nicht beleuchtet. Wir 
bleiben dran!

Kreisverband Oder-Spree

Die Eule
  Die Eule muss sein als Tier-Etikett bei 
einem Kreisverband, dessen Vorsitzenden,  
Dr. Sokrates Giapapas, ein klangvoll-griechi-
scher Name ziert:  Und Herkunft verpflich-
tet offenbar auch im Europa-Engagement, 
denn: das erfolgreichste und deshalb wich-
tigste Projekt des Kreisverbandes ist eine 
Schülerolympiade, die Furore im Landkreis 
machte. Arbeitsplatz-Chancen durch euro-
päische Integration stehen hier ganz oben 
auf der Kreisverbands-Agenda. Außerdem 
wurde in der Kreisstadt Senftenberg die 
Wanderausstellung des Kreisverbands 
Teltow-Fläming „Ein Europäer in Preußen“ 
gezeigt, die noch an weitere Stationen in 
Brandenburg zu sehen sein soll und Jan 
Baczewskis Leben und Wirken darstellt. Er 
schrieb als polnisch-stämmiger Minderhei-
tenvertreter im Preußischen Landtag deut-
sche Parlamentsgeschichte. 

  Die Reihenfolge der Kurzporträts un-
serer Kreisverbände spiegelt deren Ent-
stehungszeit wieder, denn nachdem die 
Uckermark längere Zeit den einzigen ei-
genständigen Kreisverband stellte, half 
man Mitgliedern anderer märkischer Re-
gionen bei Initiativen zur Gründung wei-
terer Kreisverbände, die alle in den Jahren 
2010 und 2011 entstanden. So ist dieser 
Landesverband geprägt von einer aufbau-
typischen Dualität von Aktiven, die direkt 
dem Landesverband zugeordnet sind und 
solchen, die auch oder ausschließlich in 
ihrem Kreisverband engagiert sind.

Verantwortlich: Axel Jürs



Aus den
Landesverbänden

25

gesichts der Krise auf ihre eigenen Belange 
zurückziehen, so Monika Helbig, bestehe 
doch ein großes Potenzial an weiteren Frei-
willigen, die sich engagieren möchten. Hier 
müsse man noch mehr bzw. besser sichtba-
re Möglichkeiten zum Engagement schaffen. 
Sie berichtete, dass sich Deutschland inner-
halb der EU etwa im oberen Drittel bei der 
Partizipation von Freiwilligen befinde. Ca-
rola Schaaf-Derichs kündigte dazu die erste 
Berliner Engagement-Woche an. Beteiligen 
werden sich ca. 70 gemeinnützige Organi-
sationen wie der Deutsche Sportbund – eine 
gute Informationsplattform für alle Berline-
rinnen und Berliner, die sich ehrenamtlich 
engagieren möchten. 

Verantwortlich: Dr. Anabel Ternès

Verantwortlich: Theresa Hurtado Martínez

matischen Statements voneinander ab. Gera-
de in Hinblick auf das Kernthema des Abends 
fanden sie jenseits der anstehenden Wahlen 
einige zentrale Übereinstimmungen. Einhellig 
befand man, dass die junge Generation Euro-
pa zumeist positiv betrachtet, allerdings auch 
als (mitunter zu) selbstverständlich. Auch war 
man sich einig, dass die Vorbehalte gegenüber 
Europa angesichts der aktuellen Schulden- 
und Finanzkrise deutlich zugenommen haben. 
So berichtete Martina Michalski von einem 
Schulprojekt, dass es heute viel schwieriger 
sei als vor ein paar Jahren, Schülerinnen und 
Schüler für Europa zu begeistern. Deutliche 
Kritik gab es an der Information über Europa-
politik: vor Ort würde man zu wenig von der 
Politik in Brüssel mitbekommen. Es müsse 
viel deutlicher werden, welchen Verdienst die 
Europäische Gemeinschaft beinhaltet: nicht 
nur wirtschaftlichen Aufschwung, sondern 
Frieden und Völkerverständigung – Toleranz 
in Vielfalt seit über 60 Jahren. Dieses Europa 
müsse von seinen Bürgerinnen und Bürgern 
als ihr Europa verstanden werden. 

  Von allen hoch geschätzt: die Freiwilligen-
tätigkeit. Allerdings wurde angemahnt, sie 
dürfe nicht die Folge davon sein, dass sich 
der Staat aus seiner sozialen Verantwortung 
zurückzieht. Wichtig sei vor allem eine An-
erkennungskultur. Monika Helbig berichtete 
dazu, dass in Berlin jährlich 1.500 freiwil-
lig Tätige eine Ehrenamtskarte bekommen, 
mit der das Land seine Anerkennung für 
ihr ehrenamtliches Engagement ausspricht. 
Auch wenn sich aktuell viele Menschen an-

Europa –  
Ehrensache?! 
Diskussionsabend zum  
bürgerschaftlichen Engagement 
in und für Europa

  Unter dem Titel: „Europa - Ehrensache?!“ 
diskutierten im Wappensaal des Berliner Rat-
hauses Europaexperten von Organisationen 
und Parteien. Das Thema hatte zahlreiche 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer angezogen, 
die mit kritischen Fragen und Beiträgen ei-
nen spannenden Austausch garantierten. Die 
aktuelle Schulden- und Finanzkrise und ein 
damit einhergehendes Gefühl der Distanz zu 
EU-Institutionen boten den passenden ge-
sellschaftspolitischen Zündstoff. Dabei ging 
es zum einen um den berechtigten Anspruch 
der Bürgerinnen und Bürger auf optimale 
Informationen über die Politik der Europäi-
schen Union und zum anderen vor allem um 
auf Europa orientierte Mitwirkungsmöglich-
keiten jenseits von Wahlen. 

  Anlässlich des Berliner Vorsitzes der Euro-
paministerkonferenz wollte man im Europäi-
schen Jahr der Freiwilligentätigkeit der Frage 
nachgehen, wie ehrenamtliches Engagement 
für Europa geweckt und gefördert wer-
den kann. Die Gastgeberinnen des Abends, 
Staatssekretärin Monika Helbig, Bevollmäch-
tigte des Landes Berlin beim Bund, Europabe-
auftragte und Beauftragte für Bürgerschaft-
liches Engagement, sowie Dr. Sylvia-Yvonne 
Kaufmann, Landesvorsitzende der Berliner 
Europa-Union, hatten mit Martina Michels 
(Die Linke), Anja Schillhaneck (Bündnis 90/
Die Grünen), Oliver Scholz (CDU), Sylvia Ma-
ria von Stieglitz (FDP) und Frank Zimmer-
mann (SPD) nicht nur die europapolitischen 
Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen 
des Berliner Abgeordnetenhauses an einen 
Tisch geholt. Mit dabei waren auch Cornelia 
Schaaf-Derichs, Geschäftsführerin von der 
Landesfreiwilligenagentur „Treffpunkt Hilfs-
bereitschaft“, Anica Schlomm von „Europa 
macht Schule“ und Martina Michalski von 
„Bürger Europas“. Moderiert von der Fernseh-
journalistin Simone von Stosch grenzten sich 
die Parteienvertreter nicht nur mit program-

Diskussionsrunde im Wappensaal des Berliner Rathauses			   Bild: EUD Berlin
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(De-) Zentralisierung 
der Energieversorgung
Deutsche und europäische  
Perspektiven

  Bis 2050 muss Europa den CO2-Aus-
stoß deutlich senken, darüber sind sich 
alle einig. Doch während man in Brüssel 
wieder verstärkt auf Kernenergie setzen 
will, um dieses Ziel zu erreichen, bevor-
zugt man in Deutschland die dezentrale 
Versorgung durch erneuerbare Energie-
träger. Die Dezentralisierung spielt sich 
gleichzeitig auf vielen Ebenen ab und 
stellt Politik, Wirtschaft und Energiever-
sorger vor ganz neue Herausforderungen. 
Das wurde auf dem 5. Energieforum deut-
lich, zu dem die Europa-Union Schleswig-
Holstein und das Europe Direct Kiel in Zu-
sammenarbeit mit den Stadtwerken Kiel 
eingeladen hatten. 

  Dr. Jörn Krautwurst, Initiator des Ener-
gieforums, machte anhand von aktuellen 
Zahlen deutlich, wie vielschichtig die De-
zentralisierung ist – und wieso das sper-
rige Wort im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel überhaupt relevant ist. Klar 

wurde: Die Dezentralisierung spielt nicht 
nur bei der Energieerzeugung, sondern 
auch beim Stromverbrauch, bei den In-
vestitionen und auf dem Arbeitsmarkt 
eine wichtige Rolle. 

  Anschließend ergriff Uwe Döring das 
Wort – der Landesvorsitzende sprang für 
den kurzfristig erkrankten Peter Faross, 
stellvertretender Generaldirektor der EU-
Kommission für Kernenergie, ein – und 
gab einen Überblick über die Leitlinien eu-
ropäischer Energiepolitik bis 2050. Diese 
sehen einen „CO2-armen Strommix“ vor 

– ein Ziel, dass Europa aus Sicht der EU-
Beamten auf zwei Wegen erreichen kann: 
entweder durch die (dezentrale) Umstel-
lung auf Erneuerbare Energien oder durch 
eine Rückbesinnung auf die Kernenergie. 
Die Abschaltung von Atomkraftwerken 
stelle insofern einen deutschen Sonder-
weg dar, der in Brüssel nicht nur positiv 
gesehen werde. Denn die Kernenergie sei 
nicht nur billiger, sondern auch technisch 
einfacher umzusetzen als erneuerbare 
Energieträger.

  Dr. Klaus Rave sah dies als Chairman 
des Global Wind Energy Council anders. 
Nicht erst seit Fukushima wisse man, wie 
gefährlich die Nutzung der Kernenergie 

Schleswig-Holstein sei. Die mangelnde Akzeptanz dieser 
Form der Energieerzeugung in der Be-
völkerung sei ebenso wie das ungelöste 
Problem der Endlagerung Grund genug, 
so bald wie möglich auf erneuerbare 
Energieträger umzustellen.

  Michael Wübbels vom Verband kom-
munaler Unternehmen beurteilte das 
Konzept, mit dem die Bundesregierung 
die europäischen Energieziele bis 2050 
umsetzen will, daher positiv. Wenn die 
Energieversorgung zu 80 Prozent durch 
erneuerbare Energieträger erbracht wer-
de, müssten die Energiemärkte nicht nur 
dezentraler, sondern auch smarter, wett-
bewerbsfähiger und damit mittelstän-
discher werden. Um dies umsetzen zu 
können, müssten die kommunalen Struk-
turen aber gestärkt werden.

  Auch Stefan Grützmacher, Vorstands-
vorsitzender der Stadtwerke Kiel, war 
überzeugt: dezentrale Energieversorgung 
werde sich durchsetzen – dabei spiele 
auch der Kunde selbst eine immer wichti-
gere Rolle. Mittelfristig würden die Preise 
für regenerative Energien das Niveau der 
„fossilen” Energieerzeugung sogar unter-
schreiten, prophezeite der Experte. Der 
Paradigmenwechsel in der Politik biete 
den kommunalen Energieversorgern gro-
ße Chancen: Die Nähe zu den Menschen 
und die regionale Ausrichtung seien ein 
starkes Alleinstellungsmerkmal, um neue 
Geschäftsfelder zu erschließen. 

Modellregion oder 
Ostseeromantik?
  Für Schleswig-Holstein hat der Ost-
seeraum – heute wie in der Vergan-
genheit – eine große wirtschaftliche 
Bedeutung. Unser Land ist die nordeu-
ropäische Drehscheibe und wird vom 
Ausbau der Verkehrs- und Energienetze 
genauso profitieren wie von der Verbes-
serung der Schifffahrt und der Bekämp-
fung der Kriminalität. Gründe genug 
also, sich einmal in einer Veranstaltung 
mit dem „Europäischen Mare Nostrum“ 
auseinanderzusetzen – zumal Deutsch-
land im Juli 2011 den Vorsitz im Ostsee-
rat übernommen hatte.

(v. l. n. r.) Stefan Grützmacher, Michael Wübbels, Dr. Jörn Krautwurst, Carsten Kock 			 
	 Bilder: EUD Schleswig-Holstein
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  Mit dem EU-Beitritt von Polen und 
den baltischen Staaten 2004 ist die 
Ostsee beinahe vollständig zum EU-
Binnenmeer geworden. Die Ostseere-
gion spielt daher eine besondere Rol-
le beim Zusammenwachsen Europas. 
Der Ostseeraum hat in den letzten 20 
Jahren einen weit reichenden Wandel 
durchgemacht. Die Transportschiff-
fahrt nach Osteuropa boomt, gleich-
zeitig nehmen der Tourismus und damit 
die Anforderungen an eine nachhaltige 
Nutzung der Ostsee zu.

  In seinem Vortrag machte Haitze 
Siemers von der GD Mare der EU-Kom-
mission deutlich: Durch die Umsetzung 
der EU-Ostseestrategie sollen die rund 
100 Millionen Menschen, die im Ost-
seeraum leben, näher zusammenrücken 
und ihre politischen und wirtschaft-
lichen Ziele miteinander abstimmen. 
So könne die Ostsee zur europäischen 
Modellregion werden.

  Denn der Ostseeraum bietet enormes 
wirtschaftliches Potenzial, wie Uwe Dö-
ring in seinem Vortrag zu den Chancen 
der Ostseekooperation darstellte: Fast 
ein Drittel des innereuropäischen Han-
dels vollzieht sich über die Ostsee. Vor 
allem Deutschland nimmt im Ostsee-
handel eine herausragende Stellung ein. 
Aber die Bedeutung des Ostseeraums 
beschränkt sich nicht auf den Waren-
austausch. Auch die Mobilität von Ar-
beitnehmern, die Kooperation in Ener-
gie- und Umweltfragen und der Trans-
fer von Wissen spielen wichtige Rollen. 
Wenn die Ostseeanrainerstaaten die vor 
ihnen liegenden Herausforderungen, 
wie etwa den dringend benötigten Aus-
bau der Infrastruktur, bewältigten, kön-
ne die Region ein „Wirtschaftsmotor der 
EU“ werden, so Döring.

  In seinem anschließenden Vortrag 
bremste Dr. Claus-Friedrich Laaser vom 
Institut für Weltwirtschaft die Ostsee-
euphorie ein wenig. Zwar sei der Ost-
seeraum in wirtschaftlicher Hinsicht 
durchaus bedeutend. Er werde jedoch 
auch überschätzt: Hinsichtlich des Brut-
toinlandsprodukts gehörten nur rund 
acht Prozent Deutschlands zum Ostsee-
raum – mit gerade einmal 5,5 Prozent 

organisiert hatten. Gemeinsam mit der 
Academia Baltica, der Akademie San-
kelmark, der Europäischen Akademie, 
dem Bildungszentrum für Natur, Umwelt 
und ländliche Räume, der Heinrich Böll 
Stiftung, der Gustav-Heinemann Bil-
dungsstätte, der Hermann-Ehlers Aka-
demie, der Nordseeakademie Leck, dem 
Sydslesvigsk Oplysningsforbund, der 
Landeszentrale für politische Bildung 
sowie der Akademie am See hatte der 
Landesverband der Europa-Union in den 
Schleswig-Holstein-Saal des Landtages 
eingeladen, um auf die Vielfalt und Be-
deutung politischer Bildungsarbeit auf-
merksam zu machen. 

  Nach einer kurzen Rede des Landtags-
präsidenten Torsten Geerdts folgte der 
Auftritt des Kieler Improvisationsthea-
ters „Tante Salzmann“. Die Schauspieler 
betrachteten das Thema „Politische Bil-
dung“ einmal aus einem ganz anderen, 
unterhaltsamen Blickwinkel. Anschlie-
ßend stellten die Träger der politischen 
Bildung sich, ihre Arbeit und ihre Situati-
on, in einer von Dr. Martin Lätzel, Direktor 
des Landesverbands der Volkshochschu-
len, moderierten Talkrunde vor. Deutlich 
wurde an diesem Abend vor allem eines: 
Die Landschaft der politischen Bildung in 
Schleswig-Holstein ist vielfältig und bunt 
– und wert, erhalten zu werden.

Verantwortlich: Henrike Menze

der gesamten deutschen Exporte. Für 
die anderen Ostseeanrainerstaaten gelte 
ähnliches. Er wolle die Kooperation im 
Ostseeraum aber keinesfalls „miesma-
chen“, sagte Laaser. Er betonte, die Ost-
seestaaten müssten zunehmend enger 
zusammenarbeiten, um im härter wer-
denden globalen Wettbewerb bestehen 
zu können. 

  In einem aber waren sich die Experten 
einig: Nur eine integrierte Meerespolitik 
eröffnet die große Chance, die Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit der maritimen 
Wirtschaft im Ostseeraum, den Schutz der 
Meeresumwelt und die Interessen derjeni-
gen, die an den Küsten arbeiten und woh-
nen, zu verbinden.

Brücken der  
Demokratie
  Lebensfern, kompliziert und schwer 
vermittelbar – so sehen immer mehr 
Bürgerinnen und Bürger die Politik. Po-
litische Bildung erfüllt hier eine wichtige 
Funktion: Als „Brücke“ zwischen Politik 
und Bürgern kann sie gerade in Zeiten 
der Krise informieren, aufklären und zu 
mehr demokratischer Beteiligung anre-
gen. Das wurde auf dem Parlamentari-
schen Abend klar, den die Träger der po-
litischen Bildung in Schleswig-Holstein 

(v. l. n. r.) Haitze Siemers, Carsten Maltzan, Uwe Döring, Dr. Claus-Friedrich Laaser			 
Bild: EUD Schleswig-Holstein

Aus den
Landesverbänden

27



Aus den
Landesverbänden

28

Generationengerech-
tigkeit im Mittelpunkt
60. Landesversammlung  
in Weilburg

  In einer öffentlichen Veranstaltung im 
Rahmen der 60. Landesversammlung tra-
fen sich Delegierte und Gäste des Landes-
verbandes Hessen in Weilburg. Im Rahmen 
einer Podiumsdiskussion befassten sich 
die Anwesenden mit Blick auf das neue 
Jahr mit den dann aktuellen Themen „Ge-
nerationengerechtigkeit“ und „Aktives 
Altern“. Erika Fleuren (stellvertretende 
Vorsitzende der SPD 60+ in Hessen) und 
Christoph Bausewein (stellvertretender 
Landesvorsitzender der Jungen Union 
Hessen) als Vertreter der beiden beson-
ders betroffenen Generationen stellten 
fest, dass das Zusammenleben der Jungen, 
der Menschen mittleren Alters und der 
Älteren besser werden müsse. Sie fanden 
dabei sowohl die Zustimmung der ande-
ren Podiumsgäste als auch des Publikums. 
Erika Fleuren machte darauf aufmerksam, 
dass zum einen die Generation „Praktikum“ 
mehr Geld für die Ausbildung benötige 
und zum anderen die Generation der Äl-
teren in die Lage versetzt werden müsse, 
ein Leben in Würde zu führen. Damit meine 
sie nicht nur die Beschaffung von Lebens-
mitteln, sondern dass vor allem die Rente 
vordringlich einem Armutstest unterzogen 
werden müsse. Unter der Moderation von  
Prof. Dr. Carl Otto Lenz, Generalanwalt beim  
Europäischen Gerichtshof a. D., diskutier-
ten auf dem Podium ebenfalls der Landes-
vorsitzende Thomas Mann MdEP und Pfar-
rer Herbert Olbrich von den Grünen.

  In seiner Begrüßung hatte Thomas Mann 
darauf aufmerksam gemacht, dass das Jahr 
2012 auf seine Initiative hin zum „Jahr des 
aktiven Alters“ erklärt worden sei. Denn un-
ter dem Aspekt des demografischen Wan-
dels müsse es „mehr Ältere im Job“ geben.

  Nach dem offiziellen Programm sorg-
te der zuständige Kreisverband Weilburg/
Oberlahn zur Erholung für einen unterhalt-

samen Abend mit Satire, Tanz und Musik aus 
der Region. Am zweiten Tag trafen sich die 
Delegierten der 25 Orts- und Kreisverbände, 
um die Tagesordnung der Jahreskonferenz 
abzuarbeiten, auf der u. a. Anträge zur Fi-
nanz- und Staatsverschuldungskrise und zu 
den deutschen Betriebsrenten standen, auf 
welche die Europäische Union schon lange 
ein kritisches Auge geworfen hat.

Vogelsbergkreis

Euro ist  
historischer Erfolg
  Das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger sowie der Märkte nicht zu ver-
spielen, sei jetzt die wichtigste Aufgabe 
der europäischen Politik: Das war die ein-
hellige Auffassung der Teilnehmerinnen 

Hessen

und Teilnehmer einer Podiumsdiskussion 
der Europa-Union Vogelsberg in Alsfeld. 
Landesvorsitzender Thomas Mann MdEP, 
der Bundestagsabgeordnete Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn (Grüne), Roman Kub-
la, Vize-Vorstandsmitglied der Sparkasse 
Oberhessen, und der Wirtschaftswissen-
schaftler Prof. Dr. Jürgen Meckl von der 
Universität Gießen sagten, bei der Einfüh-
rung des Euro durch den Maastrichter Ver-
trag 1992 sei eine Haftungsgemeinschaft 
für die Schulden anderer Länder ausge-
schlossen worden. Der jetzige Rettungs-
schirm und die Haftung für die Schulden 
der europäischen Partner seien in der 
aktuellen Schuldenkrise aber notwendig. 
Anlass für die Diskussion unter dem Ti-
tel „Zehn Jahre Euro: Historischer Erfolg 
oder teurer Irrtum?“, die Kreisvorsitzender  
Dr. Volker Nies moderierte, war die Einfüh-
rung des Euro als Bargeld vor zehn Jahren. 

(v. l. n. r.) Pfr. Herbert Olbrich, Christoph Bausewein, Erika Fleuren, Prof. Carl Otto Lenz, Thomas Mann MdEP	
							                   Bild: Dieter Nobbe

(v. l. n. r.) Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn MdB, Thomas Mann MdEP, Dr. Volker Nies, Prof. Dr. Jürgen Meckl, 
Roman Kubla					     Bild: EUD Vogelsbergkreis
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Dieser Jahrestag wurde allerdings von den 
aktuellen Debatten überschattet. Thomas 
Mann betonte, ohne die Haftungsgemein-
schaft hätte Europa die Krise nicht meis-
tern können. Deutschland schütze mit den 
Finanzgarantien auch seine eigene finanzi-
elle Stabilität, hob MdB Strengmann-Kuhn 
hervor. Denn kämen die europäischen 
Staaten erst einmal ins Rutschen, wer-
de auch die Bundesrepublik unter Druck 
geraten. Die Euro-Staaten seien heute so 
verflochten, dass Deutschland ein großes 
Interesse habe, seine Partner zu stützen, 
erklärte Bankexperte Kubla. Der Rettungs-
schirm habe sein Ziel erreicht, nämlich die 
Märkte zu beruhigen. Die Risiken seien den 
Politikern schon damals klar gewesen. Aber 
schon damals war es nicht populär, darü-
ber zu sprechen, beklagte Professor Meckl. 
Er habe bei dem Rettungsschirm ein mul-
miges Gefühl: „Ich traue der Sache nicht 
ganz – auch deshalb, weil die Politik un-
angenehme Wahrheiten immer nur stück-
weise zugibt.“ Dennoch, so waren sich die 
Podiumsteilnehmer einig, der Euro sei ein 
historischer Erfolg.

Main-Taunus

Europa macht uns 
toleranter
  Beim Europa-Abend der Europa-Union 
Main-Taunus in Kelkheim tauschten Ju-
gendliche, Erwachsene und Senioren ihre 
Erfahrungen mit Europa aus und präsen-
tierten ihre europäischen Projekte. Ju-
gendliche in diesen Krisenzeiten für das 
europäische Projekt zu begeistern, scheint 
für viele verlorene Liebesmühe zu sein. Ein 
anderes Bild zeichneten die Teilnehmer der 
„Talkrunde mit jungen Europäern“. In diesem 
Rahmen berichteten – vor vollbesetztem 
Haus – Jugendliche von ihren Erfahrungen 
mit der Europäischen Union. Thomas Mann, 
Europaabgeordneter und Kreisvorsitzender 
im Main-Taunus-Kreis, gewann ihnen ein 
positives Urteil über Europa ab. Ihr Credo: 
„Europa ist für uns wichtig! Es gibt viel Neu-
es zu entdecken in einem Kontinent ohne 
Reisebeschränkungen, in dem wir jenseits 
nationalstaatlicher Grenzen neue Freund-
schaften schließen und pflegen können. 
Europa macht uns toleranter!“ Im Europäi-
schen Parlament hatten Annika, Jonny und 
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  Nicht nur Projekte von Jung und Alt wur-
den am Europa-Abend thematisiert, ebenso 
wissenschaftliche Thesen. Professor Christi-
an Rieck, Erfinder von vielbeachteten Spiel-
theorien und Mitglied des Zukunftsinstituts 
Ruppertshain, stellte fest: „Wir können nicht 
ignorieren, dass wir in Europa Konkurrenz 
haben.“ Andererseits sei die Bereitschaft 
zur Kooperation wichtig. Sie müsse, so die 
Aufforderung des Professors, immer wieder 
eingefordert werden.

  Die Austausch-, Partnerschafts-, Schul- 
und Bürgerprojekte sowie die wissen-
schaftliche Präsentation machten den 
Abend zu einem kurzweiligen Vergnügen 

– musikalisch umrahmt durch Sängerin 
Susanne Heidrich, Kulturförderpreisträ-
gerin von Kelkheim, und ihre Begleitband. 
Bürgermeister Thomas Horn hatte nicht zu 
viel versprochen, als er ankündigte: „Euro-
pa ist omnipräsent in der großen Politik. 
Wir können Ihnen heute Europa im Kleinen 
bieten.“ Thomas Mann bedankte sich im 
Namen des Kreisverbandes bei allen Betei-
ligten, die zu neuen Perspektiven motiviert 
hatten: „Es ist wichtig, dass sich die Bürger 
für mehr Europa einsetzen! Ich bin beein-
druckt von der Vielfalt dieser Stadt. Sie 
leistet vorbildliche Beiträge zur Förderung 
der europäischen Identität!“

Verantwortlich: Hildegard Klär

Leonard zuvor Praktika gemacht und hinter 
die Kulissen der Volksvertreter geschaut. 

  Bestätigt wurden ihre guten Eindrücke 
durch die Präsentation weiterer Jugendlicher. 
An der Kelkheimer Eichendorffschule hatten 
sie eine Reihe von europäischen Schüleraus-
tauschen nach Spanien und Frankreich orga-
nisiert. „Man erhält einen intensiven Einblick 
in eine fremde Kultur, der den eigenen Hori-
zont maßgeblich erweitert“, begeisterte sich 
eine Schülerin. Ihr Mitschüler fügte hinzu: 
„Das Tolle dabei ist, dass wir jederzeit und frei 
vom Zwang eines Visums wieder dahin kön-
nen!“ Neben dem interkulturellen Austausch 
zählten die Schüler weitere Vorteile auf: „Wir 
konnten unser Spanisch deutlich verbessern 
und haben gelernt, mit ortsüblichen Sitten 
und Bräuchen umzugehen.“ Der Reiz, neue 
Sprachen kennenzulernen, besteht nicht nur 
auf Seiten der Jugend. Kelkheimer Senioren 
stellten mit ihrem Sprachenprojekt „Euro-
Treffs“ ihr Interesse an anderen Kulturen 
unter Beweis. Sie treffen sich regelmäßig in 
verschiedenen Ortsteilen von Kelkheim. Will-
kommen sind alle, die sich an eine Spielregel 
halten: Es darf nur auf Spanisch, Französisch, 
Englisch oder in einer anderen europäischen 
Sprache kommuniziert werden – Deutsch ist 
tabu. Die Projektleiterin, Maria Thüül, hob 
den starken Neuzuwachs von Mitgliedern 
hervor und gab sich zuversichtlich: „Unser 
Kreis wird noch größer werden.“ 

Eichendorff-Schüler stellen Europaprojekte vor.			   Bild: EUD Main-Taunus
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Europas Wege  
aus der Krise diskutiert
Erfolgreiche landesweite  
Veranstaltungsreihe

  Unter dem Titel „Europa – Wege aus der 
Krise“ fand eine Veranstaltungsreihe in ganz 
Baden-Württemberg statt, die der Landes-
verband gemeinsam mit den Kreisverbän-
den organisiert hatte. Mit dieser Vortrags- 
und Gesprächsreihe waren Interessierte 
und Mitglieder eingeladen, eine weiterfüh-
rende Perspektive für das neue Europa im 
21. Jahrhundert zu entwickeln.

  Den Auftakt machten zwei Diskussions-
veranstaltungen in Freiburg und Stuttgart. 
In Freiburg konnten Klaus-Dieter Sohn, Cen-
trum für Europäische Politik Freiburg, und 
Rechtsanwalt Dr. Ralf Michael Straub aus 
Basel gewonnen werden. Die Europaex-
perten hielten einleitende Kurzvorträge. Es 
folgte eine Plenumsdiskussion zu den The-
men „Vereinigte Staaten von Europa“ und 
„Europa – eine Herzenssache“. In Stuttgart 
stellte sich Landtagsvizepräsidentin Brigitte 
Lösch der Diskussion. Sie warb in der Krise 
um ein „Mehr“ an Europa und warnte vor ei-
nem Rückfall in die Nationalstaatlichkeit. Die 
überzeugte Europäerin sprach engagiert und 
lebhaft über die europäische Einigung und 
die vielen Vorteile, die wir als Bürgerinnen 
und Bürger im vereinten Europa haben. Für 
die über 30 anwesenden Jugendlichen reich-
te dies nicht aus. In einer sehr angeregten 
und lebhaften Diskussion zeigten sich die 
Abiturienten enttäuscht darüber, wie wenig 
die Politik in der Krise ihre eigenen Fehler zu-
gibt und die Ängste der Bürger ernst nimmt.

  In Karlsruhe referierte der Dozent Wolf 
Schünemann von der Universität Koblenz-
Landau zum Thema „Europa nach Lissabon 

– Perspektiven der europäischen Integrati-
on“. Er konnte deutlich machen, wo bereits 
gegen Grundprinzipien der Verträge beim 
aktuellen Krisenmanagement zur Stabili-
sierung einzelner Staaten verstoßen wurde. 
Der wohl für die Zuhörer interessanteste 
Teil des Vortrags war die Vorstellung von 

Wolf Schünemanns zehn Thesen zur Fort-
entwicklung der Europäischen Union. Diese 
Thesen bildeten eine wunderbare Diskussi-
onsgrundlage, die von den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern lebhaft genutzt wurde.

  Im Rahmen der Landesausschusssitzung 
in der Evangelischen Akademie Bad Boll 
fand eine weitere Podiumsdiskussion statt. 
Die Europaabgeordnete und stellvertreten-
de Landesvorsitzende Evelyne Gebhart, der 
Vizepräsident des Europäischen Parlaments 
und Landesvorsitzende Rainer Wieland und 
der Studienleiter für Wirtschaftspolitik und 
Wirtschaftsethik der Evangelischen Akademie,  
Dr. Dieter Heidtmann, diskutierten über die 
Frage „Was hält die Europäische Union zu-
sammen“. 

  Den Abschluss der Reihe bildete ein 
Diskussionsforum in Mannheim, bei dem 
Prof. Dr. Jan Bergmann, Richter am Ver-
waltungsgerichtshof Mannheim, über die 
möglichen Entwicklungsperspektiven der 
Europäischen Union sprach. 

Landesausschuss-
sitzung
  Anlässlich der Sitzung des Landesaus-
schusses in Bad Boll kamen die Delegier-
ten mit dem Vorsitzenden des Europaaus-
schusses im Landtag, Peter Hofelich (SPD), 
und der Verkehrspolitischen Sprecherin der 
CDU-Landtagsfraktion, Nicole Razavi, zu 
einem Abgeordnetengespräch zusammen. 
Im Rahmen des Mei-
nungsaustausches 
mit den beiden der 
Europa-Union ange-
hörenden Parlamen-
tariern kamen die 
Rolle des Landtags in 
der Europapolitik, die 
Kontakte zwischen 
dem Landtag und 
der Europa-Union, 
aber auch aktuelle 
verkehrspolitische 
Themen wie die Ma-
gistrale für Europa 

Baden-Württemberg und ihre Umsetzung im Großraum Stuttgart 
(Stichwort Stuttgart 21) zur Sprache. Der 
Landesausschuss beschäftigte sich auch 
mit der Grundsatzprogrammdebatte der 
Europa-Union Deutschland und besprach 
vorbereitend den Bundeskongress in Berlin.

  Der Kreisvorsitzende der Europa-Union 
Göppingen, Bürgermeister Daniel Frey, 
konnte den Landesausschussdelegierten 
berichten, dass der Verband auch dank at-
traktiver Veranstaltungen einen großen 
Aufschwung genommen habe. Im Rahmen 
der Landesausschusssitzung überreichte 
Landrat Wolff die Beitrittserklärung des 
Landkreises Göppingen und unterstrich da-
mit die positive Resonanz auf die Arbeit des 
Kreisverbandes.

Hintergrundgespräch 
mit Peter Hofelich MdL
  Im Rahmen eines von der AG Donau-
strategie veranstalteten Hintergrundge-
spräches mit Experten aus Verwaltungen, 
Politik und Wirtschaft berichtete der Vor-
sitzende des Europaausschusses des Land-
tags, Peter Hofelich (SPD), über die Rolle 
des Landesparlaments. Im Landtag bestehe 
nach wie vor ein großes Interesse an eu-
ropäischen Fragen und insbesondere an 
der Donaustrategie. Der Europaausschuss 
habe sich im Landtag etabliert. Eine seiner 
zentralen Aufgaben sei die parlamentari-
sche Begleitung der sogenannten „kleinen 
Außenpolitik“ des Landes. Baden-Württem-
berg habe bei der Initiierung der Donaus-
trategie eine zentrale Rolle gespielt und sei 
jetzt einer ihre wichtigen Motoren.

Abgeordnetengespräch mit Nicole Razavi MdL, Landesvorsitzender Rainer 
Wieland MdEP (l.) und Peter Hofelich MdL (r.)		

Bild: EUD Baden-Württemberg
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Heilbronn

Familienfest
  Weit über 130 bekennende Europäer und 
eine zahlreiche Kinderschar fanden sich die-
ses Jahr zum Familienfest der Europa-Union 
auf dem Gaffenberg ein. Heinrich Kümmer-
le, der Heilbronner Kreisvorsitzende, freute 
sich sehr, dass sowohl die Stadt Heilbronn 
mit den Amtsleitern Helga Schwede und 
Manfred Urban sowie der Integrationsbe-
auftragten Roswitha Keicher vertreten wa-
ren. Die Heilbronner Polizei war mit Volker 
Rittenauer vertreten. Weitere Verstärkung 
erhielten die Heilbronner Europäer vom 
Jugendpfarrer Michael Dullstein. Neben 
einem bunten Programm, unter anderem 
gestaltet vom ungarischen Chor UNICUM, 
dem italienischen Coro del Grappa und 
der bosnischen Jugendtanzgruppe Mladost 
Bosne, erfreuten sich die Anwesenden bei 
Speisen und Getränken aus „aller Herren 
Länder“, Tanz, guten Gesprächen und dem 
traditionellen Lagerfeuer, welches dieses 
Jahr zusätzlich von afrikanischen Trommeln 
umrahmt wurde.

Rems-Murr

Euro und  
Bundeshaushalt
  Auf Einladung des Kreisverbandes 
und der Volksbank Backnang referier-
te der haushaltspolitische Sprecher der  
CDU / CSU-Bundestagsfraktion, Norbert 
Barthle, über die Auswirkungen der euro-
päischen Staatsschuldenkrise auf den Bun-
deshaushalt. Barthle ging auf die Ursachen 
der Schuldenkrise ein und berichtete über 
die verschiedenen Hilfsmaßnahmen vom 
Euro-Rettungsschirm bis hin zum zukünf-
tigen europäischen Stabilitätsmechanis-
mus (ESM). Er zeigte die bisherigen Erfol-
ge bei der Bankenrettung ebenso auf wie 
die noch ungelösten Fragen hinsichtlich 
Griechenlands. Das Beispiel Irlands zeige 
aber, wie ein erfolgreicher Weg beschrit-
ten werden könne. Die gegenwärtige Krise 
müsse zur Schaffung einer Stabilitätsuni-
on genutzt werden, so Barthle. In der an-
schließenden Diskussion konnte er einige 
Missverständnisse aufklären und die zahl-
reichen Zuhörer überzeugen.

kommunale Selbstverwaltung auch durch 
einen wissenschaftlichen Unterbau besser 
auf die EU-Ebene transportiert werden 
könne. Professor Georg Jochum von der 
Zeppelin-Universität Friedrichshafen ging 
in seinem Festvortrag darauf ein, dass die 
derzeitige Krise ein „Mehr an Integration“ 
erforderlich mache. 

Achern

Diplomatischer  
Rückblick
   Auf Einladung des Ortsverbands Achern 
berichtete Botschafter a. D. Dr. Hubert Lang 
über die verschiedenen Stationen in seiner 
Karriere als Diplomat. Lang, zuletzt Bot-
schafter in Bahrein, zog in seinen Ausfüh-
rungen einen Bogen über die Länder des 
Nahen Ostens und der Golfregion bis hin 
nach Nordafrika. 

Verantwortlich: Florian Ziegenbalg

Bodensee

Kommunen und  
Europa
  In zweijährigem Turnus prämiert der 
Kreisverband herausragende wissen-
schaftliche Arbeiten zu den Themenkrei-
sen „Kommunale Selbstverwaltung und 
europäische Integration“ sowie „Auswir-
kungen des Europa- und Gemeinschafts-
rechts auf die kommunale Ebene“. Preis-
träger des Jahres 2011 sind: André Berbe-
rich, Simone Burkhardt, Markus Kleemann 
und Florian Krebs. Bei der festlichen 
Preisverleihung im Schloss Montfort in 
Langenargen ging Kreisvorsitzender und 
Bürgermeister Rolf Müller darauf ein, dass 
die Europa-Union das schwächer gewor-
dene Bewusstsein für die europäische 
Idee wieder stärken müsse. Dabei spiele 
die kommunale Ebene eine besondere 
Rolle. Der stellvertretende Landesvorsit-
zende Simon Blümcke betonte, dass die 
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Wie kommt Europa 
aus der Krise?
  Die Resonanz auf die beiden öffentlich pla-
katierten Informationsveranstaltungen zur 
Finanzmarkt- und Schuldenkrise, zu der die 
Europa-Union Hamburg und der Info-Point 
Europa im zurückliegenden Jahr die interes-
sierte Öffentlichkeit eingeladen hatten, war 
groß. Viele mündliche und schriftliche Anfra-
gen zur Krise verzeichnete das Informations-
zentrum der EU in Hamburg, der Info-Point 
Europa, dessen Trägerin die Europa-Union 
Hamburg seit nunmehr 10 Jahren ist.

  Knapp 300 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
kamen am 31. Oktober 2011 ins Hamburger 
Rathaus, um an der hochaktuellen Debatte 
über die Staatsschuldenkrise einiger europä-
ischer Länder teilzunehmen. Im Anschluss an 
eine Videobotschaft der Vizepräsidentin der 
Europäischen Kommission, Viviane Reding, 
zuständig für Justiz, Grundrechte und Bürger-
schaft, Grußworten des Staatrates Wolfgang 
Schmidt, des Vizepräses der Handelskammer 
Hamburg, Dr. Jens Peter Breitengroß, und des 
Landesvorsitzenden der Europa-Union Ham-
burg, Thomas Stölting, diskutierten die Eu-
ropaabgeordneten: Birgit Schnieber-Jastram 

(CDU), Matthias Groote (SPD), Gesine Meißner 
(FDP) und Jan Philpp Albrecht (Die Grünen) 
über mögliche Lösungen aus der Krise. Zwei 
Anwälte des Publikums, Corinna Nienstedt, 
Leiterin des Geschäftsbereiches International 
der Handelskammer Hamburg, und der Lan-
desvorsitzende der Europa-Union Hamburg 
bündelten die zahlreichen Fragen der Teilneh-
mer, wie: Wann kommt endlich eine europä-
ische Transaktionssteuer? Was spricht gegen 
eine gemeinsame europäische Wirtschaftsre-
gierung? Warum lässt man die Ratingagentu-
ren so mächtig werden? Moderiert wurde die 
Podiumsdiskussion vom Politikchef des Fern-
sehsenders Hamburg 1, Herbert Schalthoff. 

  Das gemeinsame Veranstaltungsformat 
der Europa-Union, des Info-Point Europa, der 
Senatskanzlei und der Handelskammer Ham-
burg fand in diesem Jahr zum dritten Mal 
statt. Anschließend an die Debatte lud das 
Europareferat der Senatskanzlei anlässlich 
des zehnjährigen Bestehens des Info-Point 
Europa zu einem Senatsempfang, bei dem 
die Teilnehmer weiter über die aktuelle Lage 
der EU diskutierten. 

  Da uns die bisher größte Krise der EU leider 
auch im Jahr 2012 beschäftigen wird, planen 
Europa-Union Hamburg und Info-Point Eu-
ropa Anfang des Jahres in Kooperation mit 
einer großen Hamburger Bank eine weitere 
Podiumsdiskussion zum Thema „Wie bewäl-

tigen wir die Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise?“. Ziel ist, die Bemühungen der Europä-
ischen Kommission und der Mitgliedstaaten 
zur Bewältigung der Krise und Stabilisierung 
des Euro aufzuzeigen. Das Hamburger Team 
wird sich 2012 dafür engagieren, möglichst 
viele Bewohner und Beschäftigte der Stadt 
davon zu überzeugen, dass wir in der Krise 
mehr und nicht weniger Europa brauchen.

Verantwortlich: Bettina Thöring

Rund 300 Interessierte kamen ins Hamburger Rathaus, um sich über die Finanzmarkt- und Staatsschulden-
krise zu informieren. 				    Bild: Bettina Thöring


